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A. Allgemeiner Teil

I. Allgemeines

§ 1
Geltungsbereich

Diese Studien- und Prüfungsordnung gilt für die fol-
genden Bachelorstudiengänge der Evangelischen
Hochschule Freiburg (im Folgenden: Hochschule):
1. Religionspädagogik/Gemeindediakonie,
2. Soziale Arbeit und
3. Pädagogik der Kindheit.

§ 2
Zulassung zum Studium

(1)  Zu den Studiengängen nach § 1 kann zugelassen
werden, wer die Zulassungsvoraussetzungen für ein
Studium an einer Hochschule in Baden-Württemberg
erfüllt (§ 58 Landeshochschulgesetz – LHG).
(2)  Näheres zum Zulassungsverfahren regelt die
Hochschule in einer Immatrikulationsordnung und ge-
gebenenfalls in weiteren, studiengangsspezifischen
Zulassungsregelungen.
(3)  Die Organisation des Zulassungs- und Auswahl-
verfahrens obliegt dem Bewerbungsamt der Hoch-
schule.
(4)  Die Zulassung an der Hochschule ist ferner ab-
hängig von der Entrichtung einer Verwaltungsgebühr,
des Beitrags für das Studentenwerk Freiburg sowie der
vertraglich vereinbarten Studienentgelte. Das Nähere
bestimmt die Gebührenregelung der Hochschule (§ 12
EH-G). Über die Zahlung der Studienentgelte für die
Teilnahme am Studiengang ist mit der bzw. dem Stu-
dierenden eine schriftliche privatrechtliche Vereinba-
rung zu treffen.
(5)  Es kann die Zulassung in ein Vollzeitstudium oder
ein Teilzeitstudium beantragt werden, sofern ein Teil-
zeitstudium in den Studiengängen nach § 1 angeboten
wird. Mit Zustimmung des Prüfungsamtes (§ 4) ist ein
Wechsel zwischen Vollzeit- und Teilzeitstudium (und
umgekehrt) möglich.
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§ 3 Studienberatung
(1)  Die allgemeine Studienberatung erfolgt durch das
Studierendensekretariat. Die fachliche Studienbera-
tung erfolgt durch die Modulverantwortlichen, die
Lehrenden der beteiligten Fachbereiche und durch die
jeweilige Studiengangsleitung.
(2)  Für Studierende mit Behinderung sowie für
Gleichstellungsfragen stehen den Studierenden für ei-
ne spezielle Studienberatung die Beauftragte bzw. der
Beauftragte für Menschen mit Behinderungen und die
Gleichstellungsbeauftragte bzw. der Gleichstellungs-
beauftragte zur Verfügung.

II. Organisation und Zuständigkeiten in
Prüfungsangelegenheiten

§ 4
Prüfungsamt

(1)  Für die administrative Umsetzung der Studien-
und Prüfungsordnungen und zur Unterstützung des
Gemeinsamen Prüfungsausschusses (§ 5) ist an der
Hochschule ein Prüfungsamt eingerichtet.
(2)  Es ist insbesondere zuständig für
1. die Organisation der Prüfungen,
2. die Bearbeitung von Anträgen Studierender in Prü-

fungsangelegenheiten,
3. die Beratung der Studierenden in prüfungsrechtli-

chen Fragen,
4. die Ausstellung der Zeugnisse und Urkunden

(§§ 26, 33 und 34) sowie
5. die Koordination der Prüfungsangelegenheiten.
(3)  Die Rektorin bzw. der Rektor bestellt die Leiterin
bzw. den Leiter des Prüfungsamtes für vier Jahre. Er-
neute Bestellung ist zulässig.

§ 5
Gemeinsamer Prüfungsausschuss, Zentraler

Prüfungsausschuss
(1)  Für die Organisation von Bachelorvorprüfungen
und Bachelorprüfungen sowie die durch diese Studi-
en- und Prüfungsordnung zugewiesenen Aufgaben ist
der Gemeinsame Prüfungsausschuss der Hochschule
zuständig.
(2)  Der Gemeinsame Prüfungsausschuss hat acht Mit-
glieder. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt vier Jahre.
Erneute Bestellung ist zulässig.
(3)  Die Rektorin bzw. der Rektor bestimmt die Vor-
sitzende bzw. den Vorsitzenden des Gemeinsamen
Prüfungsausschusses. Die Leiterin bzw. der Leiter des
Prüfungsamtes (§ 4 Abs. 3) und die Dekaninnen bzw.
Dekane der Fachbereiche, denen die in § 1 genannten
Studiengänge zugeordnet sind, sind von Amts wegen
Mitglieder des Gemeinsamen Prüfungsausschusses.
Die Leiterin bzw. der Leiter des Prüfungsamtes hat
von Amts wegen die Stellvertretung der bzw. des Vor-
sitzenden inne. Die weiteren Mitglieder des Gemein-
samen Prüfungsausschusses werden von der Rektorin

bzw. dem Rektor aus dem Kreis der Professorinnen
und Professoren bestellt. Andere Professorinnen und
Professoren, Lehrbeauftragte sowie Lehrkräfte für be-
sondere Aufgaben können beratend hinzugezogen
werden. Die bzw. der Vorsitzende führt gemeinsam
mit der Leitung des Prüfungsamtes die Geschäfte des
Gemeinsamen Prüfungsausschusses.
(4)  Der Gemeinsame Prüfungsausschuss achtet da-
rauf, dass die Bestimmungen der Studien- und Prü-
fungsordnung eingehalten werden. Er berichtet regel-
mäßig den beteiligten Fachbereichen über die Ent-
wicklung der Prüfungs- und Studienzeiten einschließ-
lich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die Ba-
chelorthesis sowie über die Verteilung der Modul- und
Gesamtnoten. Der Bericht ist in geeigneter Weise
durch die Hochschule offen zu legen. Der Gemeinsa-
me Prüfungsausschuss gibt Anregungen zur Reform
des Studienplans und der Studien- und Prüfungsord-
nung.
(5)  Der Gemeinsame Prüfungsausschuss kann die ihm
obliegenden Aufgaben auf die Vorsitzende bzw. den
Vorsitzenden bzw. auf das Prüfungsamt übertragen.
(6)  Zu den Aufgaben des Gemeinsamen Prüfungsaus-
schusses gehören insbesondere:
1. Entscheidungen bezogen auf eine koordinierte Or-

ganisation von Modulprüfungen,
2. Entscheidungen zur Sicherstellung einer einheitli-

chen Anwendung der Studien- und Prüfungsord-
nung an der Hochschule,

3. Entscheidungen über eine zweite Wiederholung
(§ 16) und über das Erlöschen des Prüfungsanspru-
ches und der Zulassung zum Studium gem. § 21
sowie gem. § 34 Abs. 2 LHG,

4. Entscheidungen über die Anrechnung von Studi-
enleistungen und Studienzeiten, die an anderen
Hochschulen erbracht wurden gem. § 18,

5. Entscheidungen über die Anerkennung von gleich-
wertigen Weiterbildungen,

6. Entscheidungen über die Verlängerung von Bear-
beitungszeiten und Abweichungen von festgeleg-
ten Formen von Prüfungsleistungen und

7. Entscheidungen bei Täuschung oder Ordnungsver-
stoß gem. § 14.

(7)  Die Mitglieder des Gemeinsamen Prüfungsaus-
schusses haben das Recht, der Abnahme der Prüfungs-
leistungen beizuwohnen.
(8)  Die Mitglieder des Gemeinsamen Prüfungsaus-
schusses unterliegen der Amtsverschwiegenheit
(Art. 111 Abs. 1 Grundordnung). Sofern sie nicht in
einem Arbeits- bzw. Dienstverhältnis zur Landeskir-
che stehen, sind sie durch die Vorsitzende bzw. den
Vorsitzenden des Gemeinsamen Prüfungsausschusses
zur Verschwiegenheit zu verpflichten. Eine von den
Verpflichteten unterschriebene Verpflichtungserklä-
rung ist zu den Akten der Hochschule zu nehmen.
(9)  An der Hochschule besteht ein Zentraler Prü-
fungsausschuss. Ihm obliegt die Entscheidung über
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Rechtsbehelfe in prüfungsrechtlichen Angelegenhei-
ten an der Hochschule. Seine Mitglieder sind:
1. die bzw. der von der Rektorin bzw. dem Rektor

bestimmte Vorsitzende,
2. die Rektorin bzw. der Rektor,
3. die bzw. der Vorsitzende des Gemeinsamen Prü-

fungsausschusses (Absatz 3) und
4. die Leiterin bzw. der Leiter des Prüfungsamtes

(§ 4 Abs. 3).

§ 6
Zuständigkeiten des Prüfungsamtes

Die Leiterin bzw. der Leiter des Prüfungsamtes ist zu-
ständig für die Entscheidung
1. über die Folgen von Verstößen gegen Prüfungs-

vorschriften (§ 14),
2. über das Bestehen und Nichtbestehen von Prüfun-

gen (§ 15),
3. über die Bestellung der Prüfenden (§ 7),
4. über die Bearbeitung einer Bachelorthesis in einer

Einrichtung außerhalb der Hochschule (§ 30
Abs. 3) und

5. über die Verlängerung der Bearbeitungszeit der
Bachelorthesis (§ 30 Abs. 6).

III. Prüfende

§ 7
Prüfende

(1)  Zur Abnahme von Prüfungen, die nicht studien-
begleitend in Verbindung mit den Lehrveranstaltun-
gen durchgeführt werden, sind in der Regel nur Pro-
fessorinnen bzw. Professoren befugt. Lehrbeauftragte
und Lehrkräfte für besondere Aufgaben können zu
Prüfenden bestellt werden, soweit Professorinnen
bzw. Professoren nicht als Prüfende zur Verfügung
stehen. Zu Prüfenden können auch in der beruflichen
Praxis und Ausbildung erfahrene Personen bestellt
werden, die selbst mindestens die durch die Prüfung
festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation
besitzen. Bei der Bachelorthesis muss eine bzw. einer
der Prüfenden Professorin bzw. Professor sein.
(2)  Die zu prüfende Person kann für die Bachelorthe-
sis und die mündlichen Prüfungen die Prüfende bzw.
den Prüfenden oder eine Gruppe von Prüfenden vor-
schlagen. Der Vorschlag begründet keinen Anspruch
auf Bestellung der Vorgeschlagenen zu Prüfenden.
(3)  Die Namen der Prüfenden sollen den zu prüfenden
Personen rechtzeitig bekannt gegeben werden.
(4)  Für die Prüfenden gilt die Regelung in § 5 Abs. 8
Satz 2 entsprechend.

IV. Prüfungsleistungen

§ 8
Art der Prüfungsleistungen

(1)  Die Prüfungsleistungen werden in der Regel au-
ßerhalb der Vorlesungszeit des Studiensemesters (stu-
dienbegleitend) erbracht.
(2)  Prüfungsleistungen können
1. mündlich (§ 9),
2. schriftlich durch Klausurarbeiten, sonstige schrift-

liche Arbeiten (§ 10),
3. durch Referate,
4. durch Hausarbeiten,
5. durch praktische Arbeiten,
6. durch besondere Verfahren (§ 10) und bzw. oder
7. durch Lehrproben (§ 11)
erbracht werden.
(3)  Macht jemand glaubhaft, dass wegen länger an-
dauernder oder ständiger körperlicher Behinderung es
ihr bzw. ihm nicht möglich ist, Prüfungsleistungen
ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form und/
oder der vorgesehenen Frist abzulegen, so wird nach
Anhörung der bzw. des Beauftragten für Menschen
mit Behinderungen vom Prüfungsamt (§ 4) gestattet,
die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten
Bearbeitungszeit oder gleichwertige Prüfungsleistun-
gen in einer anderen Form zu erbringen. Dazu kann
die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden.
Entsprechendes gilt für Studienleistungen (§§ 18, 20
Abs. 2).

§ 9
Mündliche Prüfungsleistungen

(1)  Durch mündliche Prüfungsleistungen sollen die
Studierenden nachweisen, dass sie die Zusammenhän-
ge des Prüfungsgebietes erkennen und spezielle Fra-
gestellungen in diese Zusammenhänge einzuordnen
vermögen. Ferner soll festgestellt werden, ob sie über
ein breites Grundlagenwissen verfügen.
(2)  Mündliche Prüfungsleistungen werden in der Re-
gel vor mindestens zwei Prüfenden (Kollegialprü-
fung) oder vor einer Prüferin bzw. einem Prüfer in
Gegenwart einer Beisitzerin oder eines Beisitzers als
Gruppenprüfung oder als Einzelprüfung abgelegt.
(3)  Die Dauer der mündlichen Prüfungsleistung be-
trägt für jede zu prüfende Person 20 Minuten vorbe-
haltlich einer abweichenden Regelung in Abschnitt
B - Besonderer Teil.
(4)  Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der
mündlichen Prüfungsleistungen sind in einem Proto-
koll festzuhalten. Das Ergebnis ist den geprüften Per-
sonen jeweils im Anschluss an die mündlichen Prü-
fungsleistungen bekannt zu geben.
(5)  Studierende, die sich beim nächsten Prüfungster-
min der gleichen Modulprüfung unterziehen wollen,
sollen nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als
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Zuhörende zugelassen werden, es sei denn, die zu
prüfende Person widerspricht. Die Zulassung erstreckt
sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe der Prü-
fungsergebnisse.

§ 10
Klausurarbeiten, sonstige schriftliche Arbeiten

und besondere Verfahren
(1)  In den Klausurarbeiten und sonstigen schriftlichen
Arbeiten sollen die Studierenden nachweisen, dass sie
in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit
den gängigen Methoden ihres Faches Aufgaben lösen
und Themen bearbeiten können. In der Klausurarbeit
soll ferner festgestellt werden, ob sie über notwendi-
ges Grundlagenwissen verfügen. Es können Themen
zur Auswahl gestellt werden.
(2)  Das Bewertungsverfahren soll acht Wochen nicht
überschreiten.
(3)  Die Dauer der Klausurarbeiten wird in Abschnitt
B - Besonderer Teil festgelegt.
(4)  Prüfungsleistungen können auch in anderen For-
men und Verfahren erbracht werden. Zu den beson-
deren Verfahren gehören insbesondere Nachweise
von theoretisch fundierter fachlicher Reflexion und
Integration der Inhalte eines Moduls oder einer Lehr-
veranstaltung (Portfolio). Die besonderen Verfahren
werden vom Gemeinsamen Prüfungsausschuss (§ 5)
inhaltlich und methodisch profiliert und vom Prü-
fungsamt (§ 4) den Studierenden in geeigneter Weise
bekannt gemacht. Das Weitere regelt Abschnitt B –
Besonderer Teil.

§ 11
Lehrproben

(1)  In den Lehrproben sollen die Studierenden nach-
weisen, dass sie über die entsprechenden Kompeten-
zen für die Unterrichts- und Lehrfähigkeit verfügen.
(2)  Eine Lehrprobe besteht aus drei Teilbereichen:
1. einem schriftlichen Entwurf der zu haltenden Un-

terrichtsstunde,
2. der Durchführung einer Unterrichtsstunde von 45

Minuten Dauer und
3. einem Auswertungsgespräch über die gehaltene

Unterrichtsstunde.
(3)  Die Lehrprobe wird in der Regel vor zwei Prüf-
enden abgelegt und von diesen bewertet.

§ 12
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1)  Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen
werden von den jeweiligen Prüferinnen bzw. Prüfern
festgesetzt. Für die Bewertung der Prüfungsleistungen
sind folgende Noten zu verwenden:

1 = sehr gut = eine hervorragende Leistung;
2 = gut = eine Leistung, die erheblich über

dem Durchschnitt liegt;

3 = befriedi-
gend

= eine Leistung, die durchschnitt-
lichen Anforderungen ent-
spricht;

4 = ausrei-
chend

= eine Leistung, die trotz ihrer
Mängel noch den Anforderungen
genügt;

5 = nicht aus-
reichend

= eine Leistung, die wegen erheb-
licher Mängel den Anforderun-
gen nicht mehr genügt.

Wird eine Prüfungsleistung von mehreren Prüferinnen
bzw. Prüfern bewertet, errechnet sich die Note aus
dem Durchschnitt der festgesetzten Noten.
Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen
werden die einzelnen Noten um 0,3 auf Zwischenwer-
te erhöht oder erniedrigt. Die Noten „0,7“, „4,3“, „4,7“
und „5,3“ sind dabei ausgeschlossen.
(2)  Besteht eine Modulprüfung aus mehreren Prü-
fungsleistungen, errechnet sich die Modulnote aus
dem Durchschnitt der Noten der einzelnen Prüfungs-
leistungen. Die Note für die Bachelorthesis errechnet
sich aus dem Durchschnitt der Noten der beiden Prüf-
enden. Die Modulnoten lauten bei einem Durchschnitt
von:

1. 1,00 bis 1,49: „sehr gut“;
2. 1,50 bis 2,49: „gut“;
3. 2,50 bis 3,49: „befriedigend“;
4. 3,50 bis 4,00: „ausreichend“;
5. über 4,00: „nicht ausreichend“.

§ 15 Abs. 1 S. 2 bleibt unberührt.
(3)  Für die Bildung der Gesamtnote (§§ 26 und 33)
gilt Absatz 2 entsprechend.
(4)  Bei der Durchschnittsbildung werden nur die ers-
ten beiden Dezimalstellen hinter dem Komma berück-
sichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung
gestrichen.
(5)  Die Gesamtnote wird auf Antrag ergänzt durch die
ECTS-Note. Dabei wird die Gesamtnote (Dezimalno-
te) einer bzw. eines Studierenden auf die Gesamtnoten
anderer Studierender des Studiengangs bezogen, und
zwar nach folgendem Schema:

Die besten 10% erhalten ein A,
die nächsten 25% ein B,
die nächsten 30% ein C,
die nächsten 25% ein D,
die nächsten 10% ein E und
nicht Bestandene ein F.

§ 13
ECTS-Punkte

(1)  Entsprechend dem Aufwand der Studierenden für
die Lehrveranstaltungen, Vor- und Nacharbeit, Prü-
fungsvorbereitung und Prüfungen werden für die Mo-
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dule ECTS-Punkte (Credit-Points) entsprechend den
für den jeweiligen Studiengang einschlägigen Tabel-
len in Abschnitt B - Besonderer Teil vergeben. Ein
ECTS-Punkt entspricht dabei einer durchschnittlichen
Arbeitsbelastung von 30 Arbeitsstunden.
(2)  Für das Bestehen der Bachelorprüfung sind grund-
sätzlich 210 ECTS-Punkte notwendig. Etwaige Aus-
nahmen regelt Abschnitt B – Besonderer Teil.

§ 14
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung,

Ordnungsverstoß
(1)  Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet, wenn ein Prüfungstermin ohne
triftigen Grund versäumt wird oder wenn jemand nach
der Anmeldung zur Prüfung von ihr ohne triftigen
Grund zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftli-
che Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebe-
nen Bearbeitungszeit erbracht wird.
(2)  Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend
gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich ange-
zeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit
kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes und in
Zweifelsfällen ein Attest einer von der Hochschule
benannten Ärztin bzw. eines von der Hochschule be-
nannten Arztes verlangt werden. Wird der Grund als
triftig anerkannt, wird ein neuer Termin anberaumt.
Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in
diesem Fall anzurechnen.
(3)  Soweit die Einhaltung von Fristen für
1. die erstmalige Meldung zu Prüfungen oder
2. die Wiederholung von Prüfungen,
oder soweit der Grund für das Versäumnis von Prü-
fungen sowie für Prüfungsleistungen betroffen ist,
steht der Krankheit der Studierenden die Krankheit ei-
nes Kindes gleich, für das ihnen die Personensorge
zusteht. Entsprechendes gilt bei einer Erkrankung oder
Verschlechterung des Gesundheitszustandes einer
oder eines nahen Angehörigen.
(4)  Versucht jemand, das Ergebnis der Prüfungsleis-
tungen durch Täuschung oder Benutzung nicht zuge-
lassener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird diese Prü-
fungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet.
(5)  Wer den ordnungsgemäßen Ablauf des Prüfungs-
termins stört, kann von der jeweils prüfenden oder der
Aufsicht führenden Person von der Fortsetzung der
Prüfungsleistung ausgeschlossen werden. In diesem
Fall wird die Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“
(5,0) bewertet. In schwerwiegenden Fällen kann der
Gemeinsame Prüfungsausschuss (§ 5) die zu prüfende
Person von der Erbringung weiterer Prüfungsleistun-
gen ausschließen.
(6)  Die von einer Entscheidung nach Absatz 4 bzw.
nach Absatz 5 betroffene Person kann innerhalb einer
Frist eines Monats verlangen, dass die Entscheidung
vom Gemeinsamen Prüfungsausschuss überprüft
wird. Belastende Entscheidungen des Gemeinsamen
Prüfungsausschusses sind ihr unverzüglich schriftlich

mitzuteilen, zu begründen und mit einer Rechtsmit-
telbelehrung zu versehen.

§ 15
Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen

(1)  Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Note
mindestens „ausreichend“ (4,0) ist. In den im Ab-
schnitt B - Besonderer Teil bestimmten Fällen ist eine
Modulprüfung mit mehreren Prüfungsleistungen nur
bestanden, wenn bestimmte Prüfungsleistungen min-
destens mit „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden.
(2)  Die Bachelorvorprüfung ist bestanden, wenn
sämtliche Modulprüfungen der Bachelorvorprüfung
bestanden sind.
(3)  Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn das
Praktische Studiensemester (§ 39 bzw. § 48) bzw. alle
Praktika (§ 57) erfolgreich abgeschlossen, sämtliche
Modulprüfungen der Bachelorprüfung bestanden und
die Bachelorthesis mindestens mit „ausreichend“ (4,0)
bewertet wurden sowie die ECTS-Punkte gemäß § 13
Abs. 2 erreicht sind.
(4)  Wurde eine Modulprüfung nicht bestanden oder
wurde die Bachelorthesis schlechter als „ausreichend“
(4,0) bewertet, so wird das der geprüften Person be-
kannt gegeben. Sie muss auch Auskunft darüber er-
halten, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang
und in welcher Frist die Modulprüfung und die Ba-
chelorthesis wiederholt werden können.
(5)  Wurde die Bachelorvorprüfung oder die Bache-
lorprüfung nicht bestanden, wird auf Antrag und ge-
gen Vorlage der entsprechenden Nachweise sowie der
Exmatrikulationsbescheinigung eine Bescheinigung
ausgestellt, welche die erbrachten Prüfungsleistungen
und deren Noten sowie die noch fehlenden Prüfungs-
leistungen enthält und erkennen lässt, dass die Bache-
lorvorprüfung oder die Bachelorprüfung nicht bestan-
den ist.

§ 16
Wiederholung von Modulprüfungen

(1)  Nicht bestandene Modulprüfungen können einmal
wiederholt werden. Die Wiederholung einer bestan-
denen Modulprüfung ist nicht zulässig. Fehlversuche
an anderen Fachhochschulen bzw. Hochschulen in der
Bundesrepublik Deutschland werden angerechnet.
(2)  In den Fällen von § 15 Abs. 1 Satz 2 ist nur eine
einzelne, nicht mit mindestens „ausreichend“ (4,0) be-
wertete Prüfungsleistung zu wiederholen.
(3)  Die Wiederholungsprüfung soll spätestens im
Rahmen der Prüfungstermine des jeweils folgenden
Semesters abgelegt werden. Wird die Frist für die
Durchführung der Wiederholungsprüfung versäumt,
erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, das Ver-
säumnis ist von der zu prüfenden Person nicht zu ver-
treten.
(4)  Der Gemeinsame Prüfungsausschuss (§ 5) kann
abweichend von der Regelung des Absatzes 1 die
zweite Wiederholung einer nicht bestandenen Modul-
prüfung zulassen, wenn die bisherigen Studienleistun-
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gen insgesamt die Erwartung begründen, dass das Stu-
dium erfolgreich abgeschlossen werden kann und
nachgewiesen ist, dass infolge einer außergewöhn-
lichen Behinderung in der Wiederholungsprüfung ein
besonderer Härtefall vorliegt. Absatz 3 gilt entspre-
chend.
(5)  Der Gemeinsame Prüfungsausschuss kann auf der
Basis der Evaluation (§ 5 Abs. 4) der Studien- und
Prüfungsordnung beschließen, dass bestimmte Leis-
tungsnachweise abweichend von der Regelung des
Absatzes 1 wiederholt werden können.

§ 17
Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungs-
verfahrens wird der geprüften Person auf Antrag in
angemessener Form Einsicht in ihre schriftlichen Prü-
fungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten und in
die Prüfungsprotokolle (Prüfungsakten) gewährt.

§ 18
Anrechnung von Studienzeiten,

Studienleistungen und Prüfungsleistungen
(1)  Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungs-
leistungen werden - soweit die Gleichwertigkeit ge-
geben ist - angerechnet, wenn sie an einer mindestens
gleichwertigen Fachhochschule oder Hochschule in
der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden. Bei
derselben Anzahl von Studiensemestern im Grundstu-
dium wird die Bachelorvorprüfung ohne Gleichwer-
tigkeitsprüfung anerkannt. Eine Anerkennung unter
Auflagen ist möglich.
(2)  Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungs-
leistungen sind gleichwertig, wenn sie in Inhalt, Um-
fang und in den Anforderungen denjenigen des ent-
sprechenden Studiums an der Evangelischen Hoch-
schule Freiburg im Wesentlichen entsprechen. Dabei
ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Ge-
samtbetrachtung und Gesamtbewertung unter Einbe-
ziehung von bereits erreichten ECTS-Punkten vorzu-
nehmen. Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Stu-
dienleistungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb
der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden,
sind die von der Kultusministerkonferenz und der
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenz-
vereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von
Hochschulpartnerschaften sowie bereits erreichte
ECTS-Punkte zu beachten.
(3)  Für Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-
fungsleistungen an Universitäten, anderen Hochschu-
len und in staatlich anerkannten Fernstudien-Einrich-
tungen und an Dualen Hochschulen gelten die Absätze
1 und 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem für Stu-
dienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
an Fach- und Ingenieurschulen der ehemaligen DDR
entsprechend.
(4)  Einschlägige Praktische Studiensemester (§§ 39
und 48) und berufspraktische Tätigkeiten werden an-
gerechnet.

(5)  Abgeschlossene Ausbildungen an Fachschulen
und vergleichbare berufliche Ausbildungen können
ebenso wie einschlägige Weiterbildungen, soweit ihre
Gleichwertigkeit zu Prüfungsleistungen gegeben ist,
auf Antrag anerkannt werden. Im Besonderen Teil
werden zertifizierte Formen sowie auf andere Weise
regelhaft erfolgende Anerkennungen von einschlägi-
gen Fachausbildungen und Weiterbildungen geregelt.
Unberührt bleibt eine Anerkennung im Einzelfall.
(6)  Werden Studien- und Prüfungsleistungen ange-
rechnet, sind die Noten - soweit die Notensysteme
vergleichbar sind - zu übernehmen und in die Berech-
nung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei unvergleich-
baren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“
aufgenommen. Eine Kennzeichnung der Anrechnung
im Zeugnis (§ 33) ist zulässig.
(7)  Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1
bis 3 besteht ein Anspruch auf Anrechnung. Die An-
rechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und
Prüfungsleistungen, die in der Bundesrepublik
Deutschland erbracht wurden, erfolgt seitens der
Hochschule von Amts wegen. Die für die Anrechnung
erforderlichen Unterlagen sind von den Studierenden
vorzulegen.
(8)  Die Entscheidung über die Anrechnung von Stu-
dienleistungen und Studienzeiten trifft im Einzelfall
der Gemeinsame Prüfungsausschuss (§ 5) im An-
schluss an die Zulassung zum Studium.

§ 19
Schutzbestimmungen bei Mutterschutz,

Elternzeit und besonderen Lebenslagen
(1)  Auf Antrag einer Studierenden an den Gemeinsa-
men Prüfungsausschuss (§ 5) sind die Mutterschutz-
fristen, wie sie im Gesetz zum Schutze der erwerbstä-
tigen Mutter (MuSchG) festgelegt sind, zu berück-
sichtigen. Dem Antrag sind die erforderlichen Nach-
weise beizufügen. Die Mutterschutzfristen unterbre-
chen jede Frist nach dieser Studien- und Prüfungsord-
nung.
(2)  Gleichfalls sind die Fristen für die Elternzeit nach
Maßgabe des Gesetzes zum Elterngeld und zur El-
ternzeit (BEEG) auf Antrag zu berücksichtigen. Die
bzw. der Studierende muss bis spätestens vier Wochen
vor dem Zeitpunkt, von dem ab sie bzw. er die Eltern-
zeit antreten will, dem Gemeinsamen Prüfungsaus-
schuss unter Beifügung der erforderlichen Nachweise
schriftlich mitteilen, für welchen Zeitraum oder für
welche Zeiträume sie bzw. er die Elternzeit in An-
spruch nehmen will. Der Gemeinsame Prüfungsaus-
schuss hat zu prüfen, ob die gesetzlichen Vorausset-
zungen vorliegen, die bei einer Arbeitnehmerin bzw.
einem Arbeitnehmer einen Anspruch auf Elternzeit
nach dem BEEG auslösen würden, und teilt der bzw.
dem Studierenden das Ergebnis sowie gegebenenfalls
die neu festgesetzten Prüfungsfristen unverzüglich
mit. Die Bearbeitungsfrist der Bachelorthesis, einer
Hausarbeit bzw. sonstiger schriftlicher Arbeit kann
nicht durch die Elternzeit unterbrochen werden. Das
gestellte Thema gilt als nicht vergeben. Nach Ablauf
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der Elternzeit wird der bzw. dem Studierenden ein
neues Thema zur Bearbeitung gestellt.
(3)  Studierende können auf schriftlichen Antrag bei
Nachweis einer besonders schwierigen Lebenslage,
insbesondere wenn sie mit einem Kind unter zehn Jah-
ren, für das ihnen die Personensorge zusteht, in dem-
selben Haushalt leben und es überwiegend allein ver-
sorgen, einzelne Prüfungsleistungen und Hochschul-
prüfungen nach Ablauf der in der Studien- und Prü-
fungsordnung hierfür vorgesehenen Fristen ablegen.
Entsprechendes gilt für die Fristen zur Erbringung von
Studienleistungen. Fristen für Wiederholungsprüfun-
gen können nur um bis zu zwei Semester verlängert
werden. Die Antragsberechtigung erlischt mit dem
Ablauf des Semesters, in dem die in Satz 1 genannten
Voraussetzungen entfallen; die Frist für das Erlöschen
des Prüfungsanspruchs gemäß § 21 Abs. 3 und 4 be-
ginnt mit dem Erlöschen der Berechtigung. Im Übri-
gen erlischt die Berechtigung spätestens mit Ablauf
des Semesters, in dem das Kind sein zehntes Lebens-
jahr vollendet hat. Studierende haben die entsprechen-
den Nachweise zu führen und sind verpflichtet, Än-
derungen in den Voraussetzungen unverzüglich der
Hochschule mitzuteilen.

V. Prüfungen

§ 20
Prüfungsaufbau

(1)  Die Bachelorvorprüfung besteht aus Modulprü-
fungen, die Bachelorprüfung aus Modulprüfungen
und der Abschlussarbeit (Bachelorthesis). Die Modul-
prüfungen setzen sich aus einer oder mehreren Prü-
fungsleistungen oder einem lehrveranstaltungsüber-
greifenden Prüfungsgebiet zusammen. Im Abschnitt
B - Besonderer Teil werden die Modulprüfungen der
Bachelorvorprüfung und der Bachelorprüfung sowie
die einzelnen Prüfungsleistungen festgelegt. Modul-
prüfungen werden in der Regel studienbegleitend in
Verbindung und in inhaltlichem Bezug zu Modulen
(studienbegleitende Prüfungsleistungen) abgenom-
men.
(2)  Im Abschnitt B - Besonderer Teil werden die den
einzelnen Modulen der Studiensemester zugeordneten
Studienleistungen festgelegt, die für die Zulassung zur
Bachelorvorprüfung und zur Bachelorprüfung zu er-
bringen sind. Dabei kann vorgesehen werden, dass be-
stimmte Prüfungsleistungen spätestens bis zur Anmel-
dung zur letzten Prüfungsleistung einer Modulprüfung
oder spätestens bis zur Aushändigung des Prüfungs-
zeugnisses erbracht werden können.

§ 21
Verlust der Zulassung zum Studiengang und

des Prüfungsanspruchs, Fristen
(1)  Die Prüfungsleistungen zur Bachelorvorprüfung
sollen bis zum Ende des zweiten Studiensemesters
(Vollzeitstudium) bzw. vierten Studiensemesters
(Teilzeitstudium), die Prüfungsleistungen zur Bache-
lorprüfung sollen bis zum Abschluss des siebten (Voll-
zeitstudium) bzw. vierzehnten Semesters (Teilzeitstu-

dium) abgelegt sein. Die Prüfungsleistungen können
auch vor Ablauf der festgesetzten Fristen abgelegt
werden, sofern die erforderlichen Prüfungsvorleistun-
gen nachgewiesen sind.
(2)  Die Studierenden werden rechtzeitig sowohl über
Art und Zahl der zu erbringenden Prüfungsvorleistun-
gen und der zu absolvierenden Modulprüfungen als
auch über die Termine, zu denen sie zu erbringen sind,
und ebenso über den Zeitpunkt der Ausgabe des The-
mas und der Abgabe der Bachelorthesis informiert.
Den Studierenden werden für jede Modulprüfung
auch die jeweiligen Wiederholungstermine bekannt
gegeben.
(3)  Der Prüfungsanspruch und die Zulassung für den
Studiengang erlöschen, wenn die Prüfungsleistungen
für die Bachelorvorprüfung nicht spätestens zwei Se-
mester oder die Prüfungsleistungen für die Bachelor-
prüfung nicht spätestens vier Semester nach dem in
Absatz 1 festgelegten Zeitpunkt erbracht sind, es sei
denn, die Fristüberschreitung ist nicht von der bzw.
dem Studierenden zu vertreten. Das Gleiche gilt, wenn
die Fristüberschreitung für die Bachelorprüfung ins-
gesamt mehr als drei Semester beträgt (§ 34 Abs. 2
LHG).
(4)  Der Anspruch auf Zulassung zu Prüfungsleistun-
gen der Bachelorprüfung, soweit sie nicht studienbe-
gleitend sind, bleibt bis zu zwei Jahre nach dem Erlö-
schen der Zulassung für den Studiengang bestehen,
wenn die übrigen in der Studien- und Prüfungsord-
nung geforderten Prüfungsvorleistungen und studien-
begleitenden Prüfungsleistungen im Zeitpunkt des Er-
löschens der Zulassung erfüllt sind.

§ 22
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

(1)  Die Bachelorvorprüfung und die Bachelorprüfung
kann nur ablegen, wer
1. aufgrund eines Zeugnisses der allgemeinen Hoch-

schulreife, der fachgebundenen Hochschulreife
oder der Fachhochschulreife oder aufgrund einer
durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen
staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannten Zu-
gangsberechtigung für den Bachelorstudiengang
an der Hochschule eingeschrieben ist,

2. die Prüfungsvorleistungen für die jeweiligen Mo-
dulprüfungen erfolgreich erbracht hat und

3. eine Erklärung darüber vorlegt, ob in demselben
oder in einem nach § 60 Abs. 2 Nr. 2 LHG be-
stimmten Studiengang an einer Fachhochschule
bzw. Hochschule in der Bundesrepublik Deutsch-
land bereits eine Bachelorvorprüfung oder eine
Bachelorprüfung endgültig nicht bestanden wurde.

(2)  Die bzw. der Studierende muss mindestens für das
Semester vor der jeweiligen Modulprüfung an der
Hochschule eingeschrieben gewesen sein.
(3)  Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur
abgelehnt werden, wenn
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1. die in den Absätzen 1 und 2 genannten Vorausset-
zungen ganz oder teilweise nicht erfüllt sind,

2. die Unterlagen unvollständig sind,
3. in demselben oder in einem nach § 60 Abs. 2

Nr. 2 LHG bestimmten Studiengang eine nach der
Studien- und Prüfungsordnung erforderliche stu-
dienbegleitende Prüfungsleistung, die Bachelor-
vorprüfung oder Bachelorprüfung endgültig nicht
bestanden wurde oder sich die Person in einem
Prüfungsverfahren befindet oder

4. der Prüfungsanspruch nach § 34 Abs. 2 LHG erlo-
schen ist.

§ 23
Fachliche Voraussetzungen

In Abschnitt B - Besonderer Teil werden nach Art und
Zahl die Prüfungsvorleistungen und Prüfungsleistun-
gen bestimmt, die als Voraussetzung für die Zulassung
zu den Modulprüfungen, zur Bachelorvorprüfung und
zur Bachelorprüfung zu erbringen sind.

VI. Bachelorvorprüfung

§ 24
Zweck und Durchführung der

Bachelorvorprüfung
(1)  Durch die Bachelorvorprüfung soll nachgewiesen
werden, dass das Studium mit Aussicht auf Erfolg
fortgesetzt werden kann und dass die inhaltlichen
Grundlagen des Faches, ein methodisches Instrumen-
tarium und eine systematische Orientierung erworben
wurden.
(2)  Die Prüfungsleistungen der Bachelorvorprüfung
werden in der Regel studienbegleitend (§ 8 Abs. 1) im
Anschluss an die jeweiligen Lehrveranstaltungen des
Grundstudiums durchgeführt.
(3)  In Abschnitt B – Besonderer Teil kann für einzelne
Studiengänge bestimmt werden, dass eine Bachelor-
vorprüfung erst zu einem späteren Zeitpunkt als mit
Inkrafttreten dieser Studien- und Prüfungsordnung
eingeführt wird.

§ 25
Art und Umfang der Bachelorvorprüfung

(1)  Im Abschnitt B - Besonderer Teil wird für die Ba-
chelorvorprüfung festgelegt, welche Modulprüfungen
abzulegen sind.
(2)  Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoff-
gebiete der Prüfungsfächer nach Maßgabe der im Ab-
schnitt B - Besonderer Teil zugeordneten Module.

§ 26
Bildung der Gesamtnote, Vorprüfungszeugnis

(1)  Für die Bachelorvorprüfung wird eine Gesamtnote
gebildet.
(2)  Die Ausstellung des Bachelorvorprüfungszeug-
nisses erfolgt für jede bzw. jeden Studierenden elekt-
ronisch und ist in der Datenbank des Prüfungsamtes

(§ 4) gespeichert. Eine Aushändigung erfolgt lediglich
auf Antrag einer bzw. eines Studierenden. Das Vor-
prüfungszeugnis enthält die Modulnoten, die Noten
für die Studienbereiche und gegebenenfalls die Ge-
samtnote. Die Noten sind mit dem nach § 12 Abs. 4
ermittelten Dezimalwert als Klammerzusatz zu verse-
hen.

VII. Bachelorprüfung

§ 27
Zweck und Durchführung der Bachelorprüfung

(1)  Die Bachelorprüfung bildet den berufsqualifi-
zierenden Abschluss des Bachelorstudiengangs.
Durch die Bachelorprüfung wird festgestellt, ob
1. die Zusammenhänge des Faches überblickt wer-

den,
2. die Fähigkeit vorhanden ist, wissenschaftliche Me-

thoden und Erkenntnisse anzuwenden, und
3. die für den Übergang in die Berufspraxis notwen-

digen gründlichen Fachkenntnisse erworben wur-
den.

(2)  Die Modulprüfungen der Bachelorprüfung wer-
den in der Regel studienbegleitend (§ 8 Abs. 1) im
Anschluss an die jeweiligen Lehrveranstaltungen des
Hauptstudiums (§ 38 Abs. 1 bzw. § 47 Abs. 1) durch-
geführt.

§ 28
Fachliche Voraussetzungen

(1)  Die Modulprüfungen der Bachelorprüfung kann
nur ablegen, wer in einem der in § 1 genannten Studi-
engänge die Bachelorvorprüfung an einer Hochschule
in der Bundesrepublik Deutschland bestanden oder ei-
ne gemäß § 18 Abs. 2 und 3 als gleichwertig aner-
kannte Prüfungsleistung erbracht hat. In Ausnahme-
fällen können mit Zustimmung des Gemeinsamen
Prüfungsausschusses (§ 5) Modulprüfungen der Ba-
chelorprüfung auch dann abgelegt werden, wenn zur
vollständigen Bachelorvorprüfung höchstens zwei
Prüfungsvorleistungen oder Prüfungsleistungen feh-
len.
(2)  Im Abschnitt B - Besonderer Teil werden nach Art
und Zahl die Prüfungsvorleistungen bestimmt, die als
Voraussetzung für die Zulassung zur Bachelorprüfung
zu erbringen sind.
(3)  Die erfolgreiche Teilnahme am Praktischen Stu-
diensemester (§ 39 bzw. § 48) und gegebenenfalls den
Praktika (§ 57) ist spätestens bei Ausgabe der Bache-
lorthesis nachzuweisen.

§ 29
Art und Umfang der Bachelorprüfung

(1)  Im Abschnitt B - Besonderer Teil wird für die Ba-
chelorprüfung festgelegt, welche Modulprüfungen ab-
zulegen sind.
(2)  Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoff-
gebiete der Prüfungsfächer nach Maßgabe der im Ab-
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schnitt B - Besonderer Teil zugeordneten Lehrveran-
staltungen.

§ 30
Ausgabe und Bearbeitungszeit der Bachelorthesis
(1)  Die Bachelorthesis ist eine Prüfungsarbeit. Sie soll
zeigen, dass die bzw. der Studierende innerhalb einer
vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach selbst-
ständig nach wissenschaftlichen Methoden bearbeiten
kann. Auf Antrag kann der Gemeinsame Prüfungs-
ausschuss (§ 5) in begründeten Fällen einer späteren
Ausgabe des Themas der Bachelorthesis zustimmen.
(2)  Die Bachelorthesis wird von einer Professorin
bzw. einem Professor oder, soweit Professorinnen
bzw. Professoren nicht als Prüfende zur Verfügung
stehen, von Lehrbeauftragten bzw. Lehrkräften für be-
sondere Aufgaben ausgegeben und betreut, soweit die-
se an der Hochschule in einem für den jeweiligen Stu-
diengang relevanten Bereich tätig sind.
(3)  Die Bachelorthesis kann in begründeten Ausnah-
mefällen auch von in der beruflichen Praxis und Aus-
bildung erfahrenen Personen, die selbst mindestens
die durch die Bachelorthesis im jeweiligen Studien-
gang festzustellende oder eine gleichwertige Qualifi-
kation besitzen, ausgegeben und betreut werden. Soll
die Bachelorthesis in einer Einrichtung außerhalb der
Hochschule durchgeführt werden, bedarf es hierzu der
Zustimmung der Leitung des Prüfungsamtes (§ 4
Abs. 3).
(4)  Die Ausgabe der Bachelorthesis erfolgt auf Antrag
der bzw. des Studierenden über das Prüfungsamt. The-
ma und Zeitpunkt sind aktenkundig zu machen. Auf
Antrag wird vom Gemeinsamen Prüfungsausschuss
die rechtzeitige Ausgabe der Bachelorthesis veran-
lasst.
(5)  Die Bachelorthesis kann auch in Form einer Grup-
penarbeit erbracht werden, wenn der als Prüfungsleis-
tung zu bewertende Beitrag der einzelnen Studieren-
den aufgrund der Angabe von Abschnitten, Seiten-
zahlen oder anderen objektiven Kriterien, die eine ein-
deutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unter-
scheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen
nach Absatz 1 erfüllt.
(6)  Die Dauer der Bearbeitungszeit der Bachelorthesis
ist jeweils in Abschnitt B – Besonderer Teil geregelt.
Thema, Aufgabenstellung und Umfang der Bachelor-
thesis sind von der Betreuerin bzw. vom Betreuer ent-
sprechend der jeweils in Abschnitt B – Besonderer
Teil vorgesehenen ECTS-Punkte so zu begrenzen,
dass die Frist zur Bearbeitung der Bachelorarbeit ein-
gehalten werden kann. Soweit dies zur Gewährleis-
tung gleicher Prüfungsbedingungen oder aus Grün-
den, die von der zu prüfenden Person nicht zu vertreten
sind, erforderlich ist, kann die Bearbeitungszeit um
höchstens zwei Monate verlängert werden; die Ent-
scheidung darüber trifft die Leiterin bzw. der Leiter
des Prüfungsamtes (§ 4 Abs. 3) auf der Grundlage ei-
ner Stellungnahme der oder des Betreuenden.

§ 31
Abgabe und Bewertung der Bachelorthesis

(1)  Die Bachelorthesis ist fristgemäß beim Prüfungs-
amt (§ 4) abzugeben. Der Abgabezeitpunkt ist akten-
kundig zu machen. Bei der Abgabe ist von der Ver-
fasserin bzw. dem Verfasser der Bachelorthesis
schriftlich zu versichern, dass die Arbeit - bei einer
Gruppenarbeit (§ 30 Abs. 5) der entsprechend gekenn-
zeichnete Anteil der Arbeit - selbstständig verfasst und
keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfs-
mittel benutzt wurden.
(2)  Die Bachelorthesis ist von zwei Prüfenden zu be-
werten. Eine bzw. einer der Prüfenden soll die bzw.
der Betreuende der Bachelorthesis sein. Eine bzw. ei-
ner der Prüfenden muss Professorin bzw. Professor
oder sonstige hauptamtliche Lehrkraft der Hochschule
sein.
(3)  Das Bewertungsverfahren soll die Dauer von vier
Wochen nicht überschreiten.
(4)  Die Bachelorthesis kann bei einer Bewertung, die
schlechter als „ausreichend“ (4,0) ausfällt, einmal
wiederholt werden. Eine zweite Wiederholung ist aus-
geschlossen. Die Ausgabe eines neuen Themas ist in-
nerhalb einer Frist von zwei Monaten nach der Be-
kanntgabe des Nichtbestehens schriftlich bei der Lei-
terin bzw. dem Leiter des Prüfungsamtes zu beantra-
gen. Wird die Antragsfrist versäumt, erlischt der Prü-
fungsanspruch, es sei denn, das Versäumnis ist von der
zu prüfenden Person nicht zu vertreten.

§ 32
Zusatzmodule

Studierende können sich einer Modulprüfung (§ 20)
in weiteren als den vorgeschriebenen Modulen unter-
ziehen (Zusatzmodule). Das Ergebnis der Modulprü-
fung in diesen Modulen wird bei der Festsetzung der
Gesamtnote nicht mit einbezogen.

§ 33
Bildung der Gesamtnote, Prüfungszeugnis

(1)  Die Gesamtnote errechnet sich gemäß § 12 Abs.
2 bis 4 aus den Modulnoten und der Note der Bache-
lorthesis sowie gegebenenfalls aus der Note des Ab-
schlusskolloquiums. In Abschnitt B - Besonderer Teil
wird für einzelne Modulnoten, die Note der Bachelor-
thesis und gegebenenfalls die Note des Abschlusskol-
loquiums jeweils eine besondere Gewichtung vorge-
sehen.
(2)  Bei überragenden Leistungen (Gesamtnote min-
destens 1,3) wird das Gesamturteil „mit Auszeichnung
bestanden“ erteilt.
(3)  Über die bestandene Bachelorprüfung wird mög-
lichst innerhalb von vier Wochen ein Zeugnis ausge-
stellt. In das Zeugnis sind die Modulnoten, das Thema
der Bachelorthesis und deren Note, gegebenenfalls die
Note des Abschlusskolloquiums sowie die Gesamtno-
te aufzunehmen. Die Noten sind mit dem nach § 12
Abs. 4 ermittelten Dezimalwert als Zusatz in Klam-
mern zu versehen.
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(4)  Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem
die letzte Prüfungsleistung erbracht worden ist.

§ 34
Bachelorgrad und Bachelorurkunde

(1)  Die Hochschule verleiht nach bestandener Bache-
lorprüfung in den in § 1 genannten Studiengängen den
Bachelorgrad „Bachelor of Arts“.
(2)  In einem Diploma Supplement (Studienganger-
läuterung) werden jeweils die Studienrichtung sowie
- auf Antrag - die bis zum Abschluss der Bachelor-
prüfung benötigte Studiendauer aufgenommen. Es
enthält darüber hinaus detaillierte Information über
das Studienprogramm (Zugangsvoraussetzungen,
Studienanforderungen, Studienverlauf und optionale
weitere Information). Im letzten Abschnitt enthält das
Diploma Supplement einen Text, in dem das deutsche
Studiensystem beschrieben wird. Es wird in der Stan-
dardform in deutscher und englischer Sprache ausge-
stellt.
(3)  Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird die Bachelor-
urkunde unter dem Datum des Zeugnisses ausgehän-
digt. Darin wird die Verleihung des Bachelorgrades
beurkundet. Die Rektorin bzw. der Rektor unterzeich-
net die Bachelorurkunde und drückt ihr das Siegel der
Hochschule bei.

§ 35
Ungültigkeit der Bachelorvorprüfung und der

Bachelorprüfung
(1)  Hat die zu prüfende Person bei einer Prüfungs-
leistung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach
Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann die
Note der Prüfungsleistung entsprechend § 14 Abs. 4
berichtigt werden. Gegebenenfalls können die Modul-
prüfung für „nicht ausreichend“ (5,0) und die Bache-
lorvorprüfung oder die Bachelorprüfung für nicht be-
standen erklärt werden. Entsprechendes gilt für die
Bachelorthesis.
(2)  Waren die Voraussetzungen für die Abnahme ei-
ner Modulprüfung (§ 20) nicht erfüllt, ohne dass die
zu prüfende Person hierüber täuschen wollte, und wird
diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnis-
ses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen
der Modulprüfung geheilt. Wurde vorsätzlich zu Un-
recht erwirkt, dass die Modulprüfung abgelegt werden
konnte, so können die Modulprüfung für „nicht aus-
reichend“ (5,0) und die Bachelorvorprüfung oder die
Bachelorprüfung für nicht bestanden erklärt werden.
(3)  Vor einer Entscheidung ist der bzw. dem Studie-
renden Gelegenheit zur Äußerung zu geben.
(4)  Das unrichtige Zeugnis ist von der Hochschule
einzuziehen. Gegebenenfalls ist ein neues Zeugnis zu
erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch die Ba-
chelorurkunde einzuziehen, wenn die Bachelorprü-
fung aufgrund einer Täuschung für nicht bestanden
erklärt wurde. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und
Absatz 2 Satz 2 ist nach Ablauf einer Frist von fünf
Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausgeschlossen.

VIII. Experimentierklausel

§ 36
Experimentierklausel

(1)  Im Einvernehmen mit dem Kuratorium der Hoch-
schule (§ 7 Abs. 3 EH-G) können einzelne, in Ab-
schnitt B - Besonderer Teil der Prüfungsordnung vor-
gesehene Lehrveranstaltungen und Prüfungsleistun-
gen probeweise durch andere ersetzt, in ihrer Lage
verlegt oder mit anderen Prüfungsleistungen abge-
prüft werden. Voraussetzung für die Erprobung in die-
sem Sinne ist ein entsprechender Beschluss der Fach-
bereichsräte, des Gemeinsamen Prüfungsausschusses
(§ 5) und des Senates der Hochschule.
(2)  Die Erprobung von Lehrveranstaltungen ist sys-
tematisch auszuwerten. Im Kuratorium ist über die
Erfahrungen durch die Rektorin bzw. den Rektor Be-
richt zu erstatten.

B. Besonderer Teil

I. Bachelorstudiengang Religionspädagogik/
Gemeindediakonie

§ 37
Regelstudienzeit

Die Regelstudienzeit beträgt im Vollzeitstudiengang
sieben Semester, im Teilzeitstudiengang, sofern er an-
geboten wird (§ 2 Abs. 5), vierzehn Semester. Sie um-
fasst die theoretischen Studiensemester, ein integrier-
tes Praktisches Studiensemester (§ 39) und die Prü-
fungen einschließlich der Abschlussarbeit (Bachelor-
thesis, § 41 Abs. 3 Nr. 6.5).

§ 38
Studienaufbau und Stundenumfang

(1)  Das Studium gliedert sich in das Grundstudium
von zwei Semestern (Teilzeit: vier Semester) und in
das Hauptstudium von fünf Semestern (Teilzeit: zehn
Semester). Das Grundstudium schließt mit der Bache-
lorvorprüfung, das Hauptstudium mit der Bachelor-
prüfung ab.
(2)  Der Gesamtumfang der für den erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums erforderlichen Lehrveranstal-
tungen beträgt 210 ECTS-Punkte (§ 13 Abs. 2). Nä-
heres regelt die Tabelle zu § 44.

§ 39
Praktisches Studiensemester

(1)  Ein Praktisches Studiensemester, als von der
Hochschule inhaltlich bestimmter und begleiteter
Ausbildungsabschnitt, ist in das Hauptstudium (§ 38
Abs. 1) integriert.
Die Hochschule arbeitet in allen Fragen, welche die
berufspraktischen Ausbildungsbereiche der Studie-
renden betreffen, mit den Praxisstellen zusammen.
(2)  Im Praktischen Studiensemester sind in einer ge-
eigneten Einrichtung der beruflichen Praxis mindes-
tens einhundert Präsenztage im Umfang jeweils übli-
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cher Vollarbeitszeit abzuleisten. In begründeten Ein-
zelfällen ist auf Antrag eine Herabsetzung auf 95 Prä-
senztage möglich. Die Entscheidung trifft die Leitung
des Praxisamtes. Sie kann in begründeten Einzelfällen
im Einvernehmen mit der Praxisstelle zulassen, dass
das Praktische Studiensemester in Teilzeit abgeleistet
werden kann, jedoch mindestens im Umfang von
50 % der jeweils üblichen Wochenarbeitszeit. Die An-
zahl der Präsenztage erhöht sich dementsprechend.
Studierende der Teilzeitversion (§ 37 Satz 1) des Stu-
diengangs absolvieren zwei Praktische Studiensemes-
ter mit jeweils mindestens einhundert Präsenztagen im
Umfang von 50% der jeweils üblichen Vollarbeitszeit.
(3)  Die Studierenden werden im Praktischen Studi-
ensemester von einer Dozentin bzw. einem Dozenten
(Begleitdozentin bzw. Begleitdozent) fachlich beglei-
tet. Während des Praktischen Studiensemesters finden
an der Hochschule Studientage zu praxisrelevanten
Inhalten im Umfang von drei SWS (§ 41 Abs. 1) statt.
Studierende im Teilzeitstudium (§ 37 Satz 1) werden
in beiden Praktischen Studiensemestern von einer Do-
zentin bzw. einem Dozenten (Begleitdozentin bzw.
Begleitdozent) fachlich begleitet. Im ersten Prakti-
schen Studiensemester nutzen sie die Studientage im
Umfang von drei SWS. Im zweiten Praktischen Stu-
diensemester reduziert sich die Anwesenheitszeit an
der Hochschule auf eine SWS.
(4)  Während des Praktischen Studiensemesters erhal-
ten die Studierenden Supervision im Umfang von ei-
ner SWS (§ 41 Abs. 1). Die Supervision findet in der
Regel in Gruppen statt.
Studierende im Teilzeitstudium (§ 37 Satz 1) erhalten
in ihrem ersten Praktischen Studiensemester Supervi-
sion im Umfang von einer SWS.
(5)  Über die Ausbildungsinhalte und den Lernprozess
während des Praktischen Studiensemesters haben die
Studierenden einen schriftlichen Bericht zu erstellen
und diesen von der Praxisstelle bestätigen zu lassen.
Am Ende des Praktischen Studiensemesters stellt die
Praxisstelle einen Tätigkeitsnachweis aus, der den Be-
ginn und das Ende der Ausbildungszeit, die Anzahl der
Präsenztage, Art und Inhalt der Tätigkeiten sowie eine
Beurteilung des Lernprozesses der Praktikantin bzw.
des Praktikanten beinhaltet. Auf Grundlage des
schriftlichen Berichts und des Tätigkeitsnachweises
befürwortet die Begleitdozentin bzw. der Begleitdo-
zent (Absatz 3), ob die bzw. der Studierende das Prak-
tische Studiensemester erfolgreich abgeleistet hat;
wird dies nicht als erfolgreich abgeleistet anerkannt,
so kann es einmal wiederholt werden. Die Entschei-
dung darüber obliegt dem Gemeinsamen Prüfungs-
ausschuss (§ 5).
Studierende der Teilzeitversion (§ 37 Satz 1) des Stu-
diengangs haben in jedem ihrer Praktischen Studien-
semester einen schriftlichen Bericht zu erstellen und
diesen von der Praxisstelle bestätigen zu lassen. Am
Ende jedes Praktischen Studiensemesters stellt die je-
weilige Praxisstelle einen Tätigkeitsnachweis aus, der
den Beginn und das Ende der Ausbildungszeit, die

Anzahl der Präsenztage, Art und Inhalt der Tätigkeiten
sowie eine Beurteilung des Lernprozesses der Prakti-
kantin bzw. des Praktikanten beinhaltet. Auf Grund-
lage des schriftlichen Berichts und des Tätigkeits-
nachweises befürwortet die Begleitdozentin bzw. der
Begleitdozent, ob die bzw. der Studierende das Prak-
tische Studiensemester erfolgreich abgeleistet hat;
wird dies nicht als erfolgreich abgeleistet anerkannt,
so kann es einmal wiederholt werden. Die Entschei-
dung darüber obliegt dem Gemeinsamen Prüfungs-
ausschuss.
(6)  Die Studierenden suchen sich eigenständig eine
geeignete Praxisstelle, das Praxisamt unterstützt hier-
bei beratend. Die Genehmigung der Praxisstellen ob-
liegt der Leitung des Praxisamtes im Einvernehmen
mit der Dekanin bzw. dem Dekan des zuständigen
Fachbereichs.
(7)  Das Praktische Studiensemester soll nur begonnen
werden, wenn die in § 43 benannten Prüfungsleistun-
gen der vorangegangenen Studiensemester erfolgreich
erbracht wurden.
In der Teilzeitversion des Studiengangs (§ 37 Satz 1)
soll das erste Praktische Studiensemester nur begon-
nen werden, wenn die Prüfungsleistungen der voran-
gegangenen Studiensemester erfolgreich erbracht
wurden. In Abschnitt B - Besonderer Teil wird be-
stimmt, welche Studien- und Prüfungsleistungen zur
Zulassung in das Praktische Studiensemester mindes-
tens erbracht sein müssen.
(8)  Dem Praxisamt obliegt die organisatorische Ab-
wicklung der Praktischen Studiensemester, die Koor-
dination der Ausbildungsinhalte und die Pflege der
Beziehungen zu den Praxisstellen. Näheres regelt der
Leitfaden zum Praktischen Studiensemester.

§ 40
Studienziel

(1)  Ziel des Studienganges ist es, die Studierenden
durch praxisorientierte Lehre auf wissenschaftlicher
Grundlage zu professionellem Handeln in der Religi-
onspädagogik/Gemeindediakonie zu befähigen.
(2)  Es sollen berufsqualifizierende Fähigkeiten in fol-
genden sechs Studienbereichen erworben werden:
1. Religionspädagogik/Gemeindediakonie als Wis-

senschaft und Praxis: Eine Identität als professio-
nelle Fachkräfte in der Religionspädagogik/Ge-
meindediakonie entwickeln,

2. bezugswissenschaftliche Grundlagen: Transdis-
ziplinär denken, die Perspektiven verschiedener
Bezugsdisziplinen der Religionspädagogik/Ge-
meindediakonie übernehmen und nutzen können,

3. Alltagsbezug und Lebensweltorientierung: Religi-
öse, psychosoziale, sozialstrukturelle und theolo-
gische Perspektiven verschränken können,

4. Erwerb und Vertiefung von Schlüsselqualifikatio-
nen: Für den Studiengang wesentliche Schlüssel-
qualifikationen sind soziale und Selbst-Kompeten-
zen. Dazu gehört insbesondere die Kompetenz,
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Verschiedenheit (Diversity) wahrzunehmen und
damit umgehen zu können. Darüber hinaus sollen
kommunikative, ästhetische, kulturelle und (in-
ter)religiöse Kompetenzen erweitert werden,

5. Handeln in pädagogischen und kirchlich-diakoni-
schen Organisationen: Administrative und Mana-
gementkompetenzen zur Generierung von religi-
onspädagogischen Prozessen und zur Ressourcen-
erschließung nutzen können,

6. Professionelles Handeln in der Religionspädago-
gik/Gemeindediakonie: Anhand von konkreten
Handlungsfeldern exemplarisch vertieft den ge-
samten Prozess professionellen Handelns nach-
vollziehen, reflektieren und gestalten können.

§ 41
Bestandteile des Studienganges

(1)  Der Gesamtumfang der für den erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums erforderlichen Lehrveranstal-
tungen im Pflicht- und Wahlpflichtbereich beträgt 210
Creditpoints, die in 123,3 Semesterwochenstunden
(SWS) erbracht werden.
(2)  Das Grundstudium (§ 38 Abs. 1) umfasst zwei Se-
mester. Das Praktische Studiensemester liegt im
Hauptstudium (§ 38 Abs. 1).
(3)  Das Studium ist in sechs Studienbereiche geglie-
dert, welchen Module zugeordnet sind, und zwar:

1. Religionspädagogik/Gemeindediakonie als
Wissenschaft und Praxis

1.1 Religionspädagogik/Gemeindediakonie als
Wissenschaft und Praxis I

1.2 Religionspädagogik/Gemeindediakonie als
Wissenschaft und Praxis II

1.3 Entwicklung professioneller Identität

2. Bezugswissenschaftliche Kontexte
2.1 Normen, Werte, Menschenbilder
2.2 Humanwissenschaftliche Grundlagen
2.3 Theologische Grundlagen I
2.4 Theologische Grundlagen II
2.5 Interpretieren, Rekonstruieren: Christliches

Wirklichkeitsverständnis in Geschichte und Ge-
genwart

3. Alltagsbezug und Lebensweltorientierung
3.1 Lebensphasen
3.2 Alltagsbewältigung in der Lebenswelt I (psy-

chosoziale Perspektive): Bewältigungsaufga-
ben und -formen

3.3 Alltagsbewältigung in der Lebenswelt II
(soziostrukturelle Perspektive): Familie und So-
zialraum

4. Schlüsselqualifikationen und deren Vertie-
fung

4.1 Zugänge zu Menschen und ihren Ressourcen

4.2 Das Eigene und das Andere (Diversity) I: Wahr-
nehmung und Reflexion

4.3 Das Eigene und das Andere (Diversity) II: Wis-
sen und Kommunikation

5. Handeln in Organisationen in Kirche und
Diakonie

5.1 Erschließung sozialethischer und diakonischer
Handlungsperspektiven

5.2 Religiöse Gestaltungsprozesse in Gemeinde
und Organisationen

5.3 Management religionspädagogischer und dia-
konischer Aufgaben

6. Professionelles Handeln in der Religionspä-
dagogik/Gemeindediakonie

6.1 Praktisches Studiensemester mit begleitender
Konsultation und Supervision

6.2 Handlungsfelder Religionspädagogik/Gemein-
dediakonie I

6.3 Handlungsfelder Religionspädagogik/Gemein-
dediakonie II

6.4 Theorie und Praxis schulischer Religionspäda-
gogik I + II

6.5 Bachelorthesis.

(4)  Den Modulen sind Lehrveranstaltungen zugeord-
net; sie können sich aus Pflicht- und Wahlpflichtver-
anstaltungen zusammensetzen. Lehrveranstaltungs-
stunden können auch ganz oder teilweise zu größeren
Einheiten (Blockveranstaltungen) zusammengefasst
werden, insbesondere wenn dies der Einübung berufs-
praktischer Qualifikationen dient. Der Arbeitsauf-
wand für die einzelnen Module („Workload“) setzt
sich aus Präsenzzeiten, Zeiten des Selbststudiums und
Zeiten der Prüfungsvorbereitung zusammen.
(5)  Die Module werden nach dem European Credit
Transfer System (ECTS) bewertet; jedem Modul sind
eine bestimmte Anzahl von Creditpoints (CP) zuge-
ordnet.
(6)  Die für den erfolgreichen Abschluss des Studiums
erforderlichen Module, die zugehörigen Lehrveran-
staltungen und die Studien- und Prüfungsleistungen
ergeben sich aus der Tabelle zu § 44. Dabei werden
für Lehrveranstaltungen (abgekürzt: LV) folgende
Abkürzungen verwendet:

Pro = praxisbezogenes Projekt
pS = Praktisches Studiensemester
S = Seminar
Sch = Schulpraktikum
T = Tutorat/Coaching
Ü = Übung
ZI = Zentraler Input: Vorlesung oder Lektüre.

(7)  Die Art, in der Prüfungsleistungen (PL) erbracht
werden, ist in § 8 festgelegt. Folgende Abkürzungen
werden im Folgenden verwendet:
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H = Hausarbeit
K = Klausur
L = Lehrprobe
M = Mündliche Prüfung
R = Referat
bV = besonderes Verfahren: schriftlicher Bericht

über eine Projektarbeit bzw. andere anwen-
dungsbezogene Lernform.

Für Prüfungsvorleistungen (PVL) werden folgende
Abkürzungen verwendet:

B = Bericht
H = Hausarbeit
K = Klausur
M = Mündliche Prüfung
P = Protokoll bzw. Praktische Übung
R = Referat.

Lehrveranstaltungsübergreifende Prüfungsleistungen
sind mit dem Vermerk LüP gekennzeichnet.

§ 42
Wahlmöglichkeiten bei Prüfungsleistungen

Wahlmöglichkeiten bei Prüfungsleistungen bzw. Prü-
fungsvorleistungen sind in der Tabelle zu § 44 durch
einen Schrägstrich gekennzeichnet.

§ 43
Zulassung zum Praktischen Studiensemester

Voraussetzung für die Zulassung zum Praktischen
Studiensemester ist das erfolgreiche Erbringen der
Leistungsnachweise in den Modulen 1.1 und 1.2 (§ 41
Abs. 3).

§ 44
Studienaufbau und Prüfungen

Die für den erfolgreichen Abschluss des Studiengan-
ges erforderlichen Module und Lehrveranstaltungen
im Pflicht- und Wahlpflichtbereich sowie die zugehö-
rigen Studien- und Prüfungsleistungen ergeben sich
aus folgender Tabelle:

Studienbereiche, Module und Lehrveranstaltungen, insgesamt 210 CP / 123,3 SWS:

Studienbereich 1: Religionspädagogik/Gemeindediakonie als Wissenschaft und Praxis

Modul CP
Mo dul

Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes
ter

Prä
senz
zeit 
(UE=45 
M.)

Selbst
stu dium

Gesamt 
Work
load

SWS CP
LV

Prü fungs art
PL/PVL

1-1.1 
Religionspädago-
gik/Ge-
meindediakonie als 
Wissenschaft und 
Praxis I

7 1-1.1.1  Einführung in das wissenschaftliche 
Arbeiten

ZI+Ü 1 30 30 h 60 h 2 2 bV (Port-
folio, LüP, 
PL)1-1.1.2  Religionspädagogik/Gemeindedia-

konie als Wissenschaft: Einführung 
in Geschichte u. Theorien der Religi-
onspädagogik/Gemeindediakonie und 
Diakonie

ZI+Ü 1 30 30 h 60 h 2 2

1-1.1.3  Religionspädagogik/Gemeindediakonie 
als Praxis: Arbeitsfelder und Organisa-
tionsformen von Religionspädagogik/
Gemeindediakonie 

Ü 30 30 h 60 h 2 2

1-1.1.4 Religiöse Sozialisation Ü 15 15 h 30 h 1 1
2-1.2 
Religionspädago-
gik/Gemein-
dediakonie als 
Wissenschaft und 
Praxis II

9 2-1.2.1  Grundlagen der Gemeinde- und Re-
ligionspädagogik: Problemstellungen 
und Entwicklungen 

2-1.2.1 a: Wissenschaftliche Kategorien (ZI)
2-1.2.1 b:  Methodische Standards in exem-

plarischen Handlungsfeldern (Pro-
jektarbeit)

ZI+
Pro

2 60 150 h 210 h 4 7 bV (Port-
folio, LüP, 
PL)

2-1.2.2  Religionspädagogik/Gemeindediakonie 
als Praxis: Theorie-Praxis-Werkstatt: 
a) Werkstatt Kinderkirche (1 SWS) 
b) Werkstatt Liturgie (1 SWS)

Ü 30 30 h 60 h 1+1 2

5-1.3 und 7-1.3 
Entwicklung 
professioneller 
Identität

11 5–1.3.1 Pastoraltheologie S 5 30 30 h 60 h 2 2 Teilnah-
me, kein 
Leistungs-
nachweis

7-1.3.2  Aktuelle Sozialethische Herausforde-
rungen

S 7 15 45 h 60 h 1 2 M 10 Min. 
zu einem 
Wahlfach 
aus den 
vier LVs 
(PL)

7-1.3.3 Berufsethik S 7 15 45 h 60 h 1 2
7-1.3.4 Berufs- und Arbeitsrecht S 7 15 45 h 60 h 1 2
7-1.3.5  Liturgische und homiletische Kom-

petenz
S+Ü 7 30 60 h 90 h 2 3

Insgesamt 27 300 510 h 810h 20 27
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Studienbereich 2: Bezugswissenschaftliche Kontexte

Modul CP
Modul

Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes
ter

Prä
senz
zeit 
(UE=45 
M.)

Selbst
stu dium

Gesamt 
Work
load

SWS CP
LV

Prü fungs art
PL/PVL

1-2.1 Normen, 
Werte, Menschen-
bilder

Hinweis: Wegen 
Quermodularisie-
rung mit BA-SA 
sind 2 Klausuren 
nötig (Kirchenrecht 
wird nur in RP 
studiert)

5 1-2.1.1 a  Wertorientierungen und theologisch-
philosophische Menschenbilder, 
Zentraler Input  
(auch für SA-Studierende)

1-2.1.1 b  Theologische Anthropologie, Übung 
(auch für SA-Studierende)

ZI

Ü

1 15

15

30 h

30 h

45 h

45 h

1

1
3

K 
120 Min. 
(PL)

1-2.1.2 Kirchenrecht S 30 30 h 60 h 2 2 K 
120 Min. 
(PL)

1-2.2 Human-
wissenschaftliche 
Grundlagen

6 1-2.2.1  Humanwissenschaftliche Basisorien-
tierungen – Pädagogik, Psychologie 
und Soziologie

ZI/ T 1 30 60 h 90 h 2 3 bV
(LüP; PL)

1-2.2.2 Wahrnehmung und Kommunikation Ü 30 60 h 90 h 2 3
1-2.3 Theologi-
sche Grundlagen I

6 1-2.3.1 a  Einführung in die Exegese und Her-
meneutik biblischer Texte des AT

S 1 30 30 h 60 h 2 2 M 
20 Min.
(LüP, PL)

1-2.3.1 b  Einführung in die Exegese und Her-
meneutik biblischer Texte des NT

S 30 30 h 60 h 2 2

1-2.3.2  Kirchen- und Dogmengeschichte S 30 30 h 60 h 2 2
2-2.4 Theologi-
sche Grundlagen II

7 2-2.4.1a  Methodische Standards der Exegese 
und Rezeption alttestamentlicher 
Texte

S 2 30 45 h 75 h 2 5 K 
120 Min 
(PL)

2-2.4.1b  Methodische Standards der Exegese 
und Rezeption neutestamentlicher 
Texte

S 30 45 h 75 h 2

2-2.4.2 Systematische Theologie I Ü 30 30 h 60 h 2 2
4-2.5 Interpre-
tieren, Rekonstru-
ieren: Christliches 
Wirklichkeits-
verständnis in 
Geschichte und 
Gegenwart

11 4-2.5.1a  Exegese biblischer Texte: 
Theologie und Geschichte AT

S 4 30 30 h 60 h 2 2 H (PL)

4-2.5.1b  Exegese biblischer Texte: 
Theologie und Geschichte NT

S 30 30 h 60 h 2 2

4-2.5.2 Systematische Theologie II S 30 30 h 60 h 2 2
4-2.5.3 Kirchen- und Konfessionskunde S 30 30 h 60 h 2 2
4-2.5.4 Qualitative Sozialforschung ZI + Ü 30 60 h 90 h 2 3 Teilnah-

me, kein 
Leistungs-
nachweis

Insgesamt 35 450 600 h 1050h 30 35
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Studienbereich 3: Alltagsbezug und Lebensweltorientierung

Modul CP
Modul

Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes
ter

Prä
senz
zeit 
(UE=45 
M.)

Selbst
stu dium

Gesamt 
Work
load

SWS CP
LV

Prü fungs art
PL/PVL

1-3.1 Lebens-
phasen

6 1-3.1.1  Entwicklung im Lebenslauf, Le-
bensthemen und institutionelle Ant-
worten

S 1 60 120 h 180 h 4 6 K 
120 Min.
(PL)

5-3.2 Alltags-
bewältigung in 
der Lebenswelt 
I (psychosoziale 
Perspektive): Be-
wältigungsaufga-
ben und –formen

9 5-3.2.1  Multiperspektivisches Verständnis von 
Bewältigung

ZI 5 15 75 h 90 h 1 3 bV 
(LüP; PL)

5-3.2.2 Psychosoziale Problemlagen (WP) S 30 60 h 90 h 2 3
5-3.2.3 Arbeitsformen mit Einzelnen (WP) Ü 45 45 h 90 h 3 3

6-3.3 Alltags-
bewältigung in 
der Lebenswelt II 
(sozio strukturelle 
Perspektive): 
Familie und Sozi-
alraum 

9 6-3.3.1 Familien und Lebensräume ZI 6 15 75 h 90 h 1 3 bV 
(LüP; PL)6-3.3.2 Soziale Probleme (WP) S 30 60 h 90 h 2 3

6-3.3.3  Arbeitsformen mit Familien und Grup-
pen in So zialräumen (WP)

Ü 45 45 h 90 h 3 3

Insgesamt 24 240 480 h 720h 16 24

Studienbereich 4: Schlüsselqualifikationen und deren Vertiefung

Modul CP
Modul

Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes
ter

Prä
senz
zeit 
(UE=45 
M.)

Selbst
stu dium

Gesamt 
Work
load

SWS CP
LV

Prü fungs art
PL/PVL

2-4.1 Zugänge 
zu Menschen und 
ihren Ressourcen

11 2-4.1.1  Humanistische und medienpädagogi-
sche Ansätze

ZI 2 -- 30 h 330 h -- 9 bV 
(LüP; PL)

2-4.1.2 Gesprächsführung Ü 30 30 h 2
2-4.1.3 Arbeit mit Gruppen Ü 30 60 h 2
2-4.1.4 Medienwirkung/Mediengestaltung Ü 30 60 h 2
2-4.1.5  Soziale Benachteiligung – Formen der 

Bewältigung (Gemeinwesenarbeit)
Ü 30 30 h 2 2 R (PL)

4-4.2 Das Eigene 
und das Andere 
(Diversity) I

6 4-4.2.1 Fremdheit und Interkulturalität (WP) Ü 4 30 60 h 90 h 2 3 R 
(PVL, LüP)
wahlweise 
zu einer 
der beiden 
Lehrver-
anstaltun-
gen

4-4.2.2 Interreligiosität: Islam, Judentum (WP) S 30 60 h 90 h 2 3

6-4.3 Das Eigene 
und das Andere 
(Diversity) II

6 6-4.3.a  Managing Diversity 

Spezifische Pflichtveranstaltung für Studierende 
des BA-RP. Studierende des BA-Studiengangs 
SA können teilnehmen. Die Prüfungsleistung 
der freiwilligen Zusatzqualifikation in Men-
schenrechtspädagogik ist hier anrechenbar.

S 6 30 60 h 90 h 2 3 R (PL)

6-4.3 b  Ästhetische, kulturelle und kommu-
nikative Kompetenz (ÄKK) I (WP) (= 
BA-SA 4-4.3.b)

ÄKK I wird im BA-Studiengang Soziale Ar-
beit künftig im 4. Semes ter angeboten. RP-
Studierende des 6. Semes ters studieren das 
Modul gemeinsam mit SA-Studierenden des 4. 
Semes ters. 
Die Leistungen der zertifizierten Zusatzqualifi-
kation in Kunst-, Sport- oder Erlebnispädago-
gik sind auf Besuch und PL dieser Lehrveran-
staltung anrechenbar.

Ü 6 30 60 h 90 h 2 3 Teilnah-
me, kein 
Leistungs-
nachweis 

Insgesamt 23 240 450 h 690 h 16 23
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Studienbereich 5: Handeln in Organisationen in Kirche und Diakonie

Modul CP
Modul

Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes
ter

Prä
senz
zeit 
(UE=45 
M.)

Selbst
stu dium

Gesamt 
Work
load

SWS CP
LV

Prü fungs art
PL/PVL

5-5.1 Erschlie-
ßung sozial-
ethischer und 
diakonischer 
Handlungsper-
spektiven

6 5-5.1.1 Sozialethik ZI+Ü 5 30 60 h 90 h 2 3 K 120 Min. 
(LüP, PL)5-5.1.2  Diakonie: Ziele, Motive, Selbstver-

ständnis und Konfliktfelder diakoni-
schen Handelns (WP)

S 30 60 h 90 h 2 3

6-5.2 Religiöse 
Gestaltungspro-
zesse in Gemeinde 
und Organisa-
tionen

9 6-5.2.2 Systematische Theologie/Diakonie S 6 30 60 h 90 h 2 3 M 20 Min. 
(LüP; PL) 
wahlweise 
im Fach 
Systemat. 
Theologie/
Diakonie 
oder Kir-
chenge-
schichte

6-5.2.3  Rezeptionsorientierte Zugänge zu 
biblischen Texten

S 30 60 h 90 h 2  3

6-5.2.4 Kirchengeschichte S 30 60 h 90 h 2 3

7-5.3 Manage-
ment religions-
pädagogischer 
und diakonischer 
Aufgaben

9 7-5.3.1 Management in Kirche und Diakonie Ü 7 15 75 h 90 h 1 3 bV  (PL)
7-5.3.3 Arbeitsformen in Organisationen (WP) Ü 30 60 h 90 h 2 3
7-5.3.2  Ästhetik, Kultur und Kommunikation 

II (ÄKK II) (WP, Zusatzqualifikationen 
können hier angerechnet werden) 

(Entspricht BA-SA 5-4.4(b.1 = )ÄKK II wird von 
SA-Studierenden des 5. und RP-Studierenden 
des 7. Semes ters gemeinsam studiert. Die 
Leistungen der zertifizierten Zusatzqualifikation 
in Kunst-, Sport- oder Erlebnispädagogik sind 
auf Besuch und PL dieser Lehrveranstaltung 
anrechenbar.

Ü 30 60 h 90 h 2 3 KTA (PL)

Insgesamt 24 225 495 h 720 h 15 24
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Studienbereich 6: Professionelles Handeln in der Religionspädagogik/Gemeindediakonie

Modul CP
Modul

Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes-
ter

Prä-
senz-
zeit 
(UE=45 
M.)

Selbst-
stu dium

Gesamt 
Work-
load

SWS CP
LV

Prü fungs art
PL/PVL

3-6.1 Praktisches 
Studien emes ter

30 3-6.1.1 Konsultationsgruppen T/S 3 45 30 h 75 h 3 3 bV 
(LüP; PL)3-6.1.2 Supervision T 15 15 h 1

3-6.1.3 Praktikum pS 00 Tage 810 h 27
2-6.2 und
4-6.2 Hand-
lungsfelder Reli-
gionspädagogik/
Gemeinde diakonie 
I (Pflicht und WP)

12 2-6.2.1 Einführung in die Seelsorge (Pflicht) S 2 45 45 h 90h 3 3 K 120Min 
(PL)

4-6.2.2  Schwerpunkt (WP Seelsorge oder 
Erwachsenenbildung) 

S 4 60 120 h 180 h 4 6 H 
(LüP, PL)

4-6.2.3  Fallseminar (WP Seelsorge oder Er-
wachsenenbildung) 

S 30 60 h 90 h 2 3

5-6.3 Hand-
lungsfelder Reli-
gionspädagogik/
Gemeinde diakonie 
II

9 5-6.3.1  Leben, Lernen und Glauben in Ge-
meinde und Schule 

S 5 60 120 h 180 h 4

3
+
3

H 
(LüP; PL)

5-6.3.1a  Pflicht-Schwerpunkt schulische 
Religionspädagogik und theologische 
Bildungstheorie

5 (30
von 
60)

(60 von 
120h)

(90 v. 
180h)

(2 
von 

4)
5-6.3.1b  Pflicht-Schwerpunkt gemeindliche 

Religionspädagogik: Kinder- und 
Jugendarbeit

5 (30 
von 
60)

(60 von 
120h)

(90 v. 
180h)

(2 
von 

4)
5-6.3.2  Fallseminar Religionspädagogische 

Psychologie 
S 5 30 60 h 90 h 2 3

4-6.4, 5-6.4 und 
6-6.4
Theorie und Praxis 
schulischer Re-
ligionspädagogik 
I + II

14
4-6.4.1  Einführung in die schulische Religi-

onspädagogik
Ü 4 15 45 h 60 h 1 2 PL: Lehr-

probe 
(LüP)5-6.4.1 Schulpädagogik I Ü 5 30 30 h 60 h 2 2

5-6.4.2 Schulpraktikum I Ü 5 30 90 h 120 h 2 4
6-6.4.1 Schulpädagogik II Ü 6 30 30 h 60 h 2 2 PL: Lehr-

probe 
(LüP)

6-6.4.2 Schulpraktikum II Ü 6 30 90 h 120 h 2 4

7-6.5 Bachelor-
thesis

12 7 4,5 355,5 h 360 h 0,3 12 PL: Thesis 
(2 Monate)

Insgesamt Studi-
enbereich 6

77 1234,5 1075,5 2310 h 28,3 77

Summe Studien-
gang

210 123,3 210

§ 45
Berechnung der Noten der Module, der

Bachelorvorprüfung und der Bachelorprüfung
(1)  Sofern in einem Modul mehrere benotete Leis-
tungsnachweise zu erbringen sind und sofern keine
abweichende Regelung vorgesehen ist, wird die Note
für das Modul als arithmetisches Mittel der Einzelno-
ten errechnet.
(2)  Die Gesamtnote der Bachelorvorprüfung errech-
net sich wie folgt:

Studienbereiche/Modul-
prüfung

Kennziffer
der zuge-
hörigen
Module

Gewich-
tung für die
Gesamtno-
te

Studienbereich 1:
Religionspädagogik/Ge-
meindediakonie als Wis-
senschaft und Praxis

1-1.1
2-1.2

1/10
1/10

Studienbereich 2:
Bezugswissenschaftli-
che Kontexte

1-2.1
1-2.2
1-2.3
2-2.4

1/10
1/10
1/10
1/10

Studienbereich 3:
Alltagsbezug und Le-
bensweltorientierung

1-3.1 1/10

Studienbereich 4:
Schlüsselqualifikationen
und deren Vertiefung

2-4.1 2/10

Studienbereich 6:
Professionelles Handeln
in Religionspädagogik/
Gemeindediakonie

2-6.2 1/10

(3)  Im Studienbereich 6 wird im Hauptstudium das
arithmetische Mittel aus den Modulen 6.1 bis 6.4 ge-
bildet (ohne 2-6.2.1); die Bachelorabschlussarbeit
(Bachelorthesis) geht gesondert in die Gesamtnote ein.
(4)  Die Gesamtnote für die Bachelorprüfung errech-
net sich wie folgt:
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Studienbereiche/Modul-
prüfung

Kennziffer
der zugehöri-
gen Module

Gewich-
tung für
die Ge-
samtno-
te

Studienbereich 1:
Entwicklung professio-
neller Identität

5-1.3 und
7-1.3

2/31

Studienbereich 2:
Bezugswissenschaftli-
che Kontexte

4-2.5 2/31

Studienbereich 3:
Alltagsbezug und Le-
bensweltorientierung

5-3.2
6-3.3

2/31
2/31

Studienbereich 4:
Schlüsselqualifikationen
und deren Vertiefung

6-4.3 1/31

Studienbereich 5:
Handeln in Organisatio-
nen in Kirche und Diako-
nie

5-5.1
6-5.2
7-5.3

1/31
2/31
2/31

Studienbereich 6:
Professionelles Handeln
in der Religionspädago-
gik/Gemeindediakonie

3-6.1
4-6.2 (ohne
2-6.2.1)
5-6.3
4-6.4/5-6.4/
6-6.4

2/31
2/31

2/31
3/31

Abschlussarbeit: Bache-
lorthesis

7-6.5 8/31

II. Bachelorstudiengang Soziale Arbeit

§ 46
Regelstudienzeit

Die Regelstudienzeit beträgt im Vollzeitstudiengang
sieben Semester, im Teilzeitstudiengang vierzehn Se-
mester. Sie umfasst die theoretischen Studiensemes-
ter, ein integriertes Praktisches Studiensemester (§ 48)
und die Prüfungen einschließlich der Abschlussarbeit
(Bachelorthesis).

§ 47
Studienaufbau und Stundenumfang

(1)  Das Studium gliedert sich in das Grundstudium
von zwei Semestern (Teilzeit: vier Semester) und in
das Hauptstudium von fünf Semestern (Teilzeit: zehn
Semester). Das Grundstudium schließt mit der Bache-
lorvorprüfung, das Hauptstudium mit der Bachelor-
prüfung ab.
(2)  Der Gesamtumfang der für den erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums erforderlichen Lehrveranstal-
tungen beträgt 210 ECTS-Punkte (§ 13 Abs. 2). Nä-
heres regelt die Tabelle zu § 53.

§ 48
Praktisches Studiensemester

(1)  In das Hauptstudium (§ 47 Abs. 1) ist ein Prakti-
sches Studiensemester als von der Hochschule inhalt-

lich bestimmter und betreuter Ausbildungsabschnitt
integriert.
(2)  Im Praktischen Studiensemester sind in einer Ein-
richtung der Berufspraxis mindestens einhundert Prä-
senztage im Umfang jeweils üblicher Vollarbeitszeit
abzuleisten. In Einzelfällen ist auf Antrag eine Herab-
setzung auf 95 Präsenztage möglich. Die Entschei-
dung trifft die Leitung des Praxisamtes. Darüber hin-
aus kann die Leitung des Praxisamtes in Einzelfällen
im Einvernehmen mit der Praxisstelle aus besonderen
Gründen Abweichungen von der üblichen Wochenar-
beitszeit zulassen, jedoch höchstens im Umfang von
50 v.H.; die Zahl der Präsenztage ist dann entspre-
chend zu erhöhen.
(3)  Während des Praktischen Studiensemesters wer-
den Studierende in der Regel von einer Professorin
bzw. von einem Professor im Umfang von drei Stun-
den betreut. Die Betreuung nach Maßgabe der folgen-
den Bestimmungen kann in Gruppen stattfinden. Die
Hochschule arbeitet in allen die berufspraktische Aus-
bildung der Studierenden betreffenden Fragen mit den
Praxisstellen zusammen.
(4)  Während des Praktischen Studiensemesters erhal-
ten die Studierenden Supervision im Umfang von ei-
ner Semesterwochenstunde (§ 50 Abs. 1). Die Super-
vision nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen
kann in Gruppen stattfinden. Nähere Informationen
sind dem Praxisführer zu entnehmen.
(5)  Über die Ausbildung während des Praktischen
Studiensemesters haben die Studierenden einen
schriftlichen Bericht zu erstellen und diesen von der
Praxisstelle bestätigen zu lassen. Am Ende des Prak-
tischen Studiensemesters stellt die Praxisstelle einen
Tätigkeitsnachweis aus, der Art und Inhalt der Tätig-
keit, Beginn und Ende der Ausbildungszeit sowie die
Anzahl der abgeleisteten Präsenztage ausweist. Auf
Grundlage des Praxisberichts und des Tätigkeits-
nachweises wird entschieden, ob die Studierenden das
Praktische Studiensemester erfolgreich abgeleistet ha-
ben; wird das Praktische Studiensemester nicht als er-
folgreich abgeleistet anerkannt, so kann es einmal
wiederholt werden. Zuständig für die Entscheidung ist
der Gemeinsame Prüfungsausschuss (§ 5).
(6)  Die Beschaffung eines Platzes für das Praktische
Studiensemester obliegt den Studierenden. Die Aner-
kennung von Praxisstellen obliegt der Leiterin bzw.
dem Leiter des Praxisamtes im Einvernehmen mit der
Dekanin bzw. dem Dekan des zuständigen Fachbe-
reichs. In Zweifelsfällen entscheidet der Gemeinsame
Prüfungsausschuss.
(7)  Das Praktische Studiensemester soll nur begonnen
werden, wenn die Prüfungsleistungen der vorange-
gangenen Studiensemester gem. § 52 erfolgreich er-
bracht wurden.
(8)  Die Hochschule richtet ein Praxisamt ein. Diesem
obliegt die organisatorische Abwicklung der Prakti-
schen Studiensemester, die Koordination der Ausbil-
dungsinhalte und die Pflege der Beziehungen zu den
Praxisstellen.
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§ 49
Studienziel

(1)  Studienzielen und Studienaufbau des Studien-
gangs liegt die gemeinsame „Definition of Social
Work“ der International Federation of Social Workers
(IFSW) und der International Association of Schools
of Social Work (IASSW) aus dem Jahr 2000 zugrunde:
„Die Profession Soziale Arbeit befördert sozialen
Wandel, Problemlösen in menschlichen Beziehungen
sowie das Empowerment und die Befreiung von Men-
schen, um Wohlbefinden zu vermehren. Soziale Ar-
beit nutzt Theorien menschlichen Verhaltens und so-
zialer Systeme und interveniert an den Stellen, an de-
nen Menschen mit ihrer Umwelt interagieren. Men-
schenrechte und Prinzipien sozialer Gerechtigkeit sind
grundlegend für Soziale Arbeit.“
(2)  Grundlegend sind die „Core Curricula Standards“,
wie sie in den „Global Standards for Social Work
Education and Training“ von der IFSW (Absatz 1) und
der IASSW (Absatz 1) in Adelaide, Australien, 2004
erarbeitet wurden.
(3)  Ziel des Studiengangs ist es, die Studierenden
durch praxisorientierte Lehre auf wissenschaftlicher
Grundlage für professionelles Handeln in der Sozialen
Arbeit zu befähigen. Zum Profil des Studiengangs ge-
hört zentral die Förderung ethischer Reflexion und re-
ligiöser Sprachfähigkeit.
(4)  Ziel des Studiengangs ist weiterhin, dass die Stu-
dierenden berufsqualifizierende Fähigkeiten in sechs
Studienbereichen erwerben:
1. Wissenschaft und Praxis der Sozialen Arbeit: Eine

Identität als professionelle Fachkräfte in der Sozi-
alen Arbeit entwickeln,

2. bezugswissenschaftliche Kontexte: Transdiszipli-
när denken, die Perspektiven verschiedener Be-
zugsdisziplinen Sozialer Arbeit übernehmen und
nutzen können,

3. Alltagsbezug und Lebensweltorientierung: Psy-
chosoziale und sozialstrukturelle Perspektiven
verschränken können,

4. Schlüsselqualifikationen und deren Vertiefung:
Für den Studiengang wesentliche Schlüsselquali-
fikationen sind soziale und Selbst-Kompetenzen.
Dazu gehört insbesondere die Kompetenz, Ver-
schiedenheit (Diversity) wahrnehmen und damit
umgehen zu können, Respekt zu haben gegenüber
der Verschiedenheit hinsichtlich Kultur, Ethnie,
Religion, sprachlicher Herkunft, Gender, sexueller
Orientierung und verschiedenen Fähigkeiten. Ent-
sprechend sollen kommunikative, ästhetische, kul-
turelle und (inter)religiöse Kompetenzen erweitert
werden.

5. Handeln in Organisationen der Sozialen Arbeit:
Administrative, politische und Managementkom-
petenzen zur Ressourcenerschließung nutzen kön-
nen,

6. professionelles Handeln in der Sozialen Arbeit:
Anhand von konkreten Handlungsfeldern exemp-

larisch vertieft den gesamten Prozess professionel-
len Handelns nachvollziehen, reflektieren und ge-
stalten können.

§ 50
Bestandteile des Studienganges

(1)  Der Gesamtumfang der für den erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums erforderlichen Lehrveranstal-
tungen im Pflicht- und Wahlpflichtbereich beträgt 210
ECTS-Punkte, die im Vollzeitstudiengang in 117,2
Semesterwochenstunden (SWS) bzw. im Teilzeitstu-
diengang in 118,2 Semesterwochenstunden (SWS) er-
bracht werden.
(2)  Der Studiengang kann als Vollzeitstudiengang
oder als Teilzeitstudiengang belegt werden. Das Prak-
tische Studiensemester liegt im Hauptstudium.
(3)  Das Studium ist in sechs Studienbereiche (§ 49
Abs. 4) gegliedert, welchen folgende Module zuge-
ordnet sind:
1. Wissenschaft und Praxis der Sozialen Arbeit

1.1 Wissenschaft und Praxis der Sozialen Ar-
beit I

1.2 Wissenschaft und Praxis der Sozialen Ar-
beit II

1.3 Entwicklung professioneller Identität
2. Bezugswissenschaftliche Kontexte

2.1 Normen, Werte, Menschenbilder
2.2 Humanwissenschaftliche Grundlagen

3. Alltagsbezug und Lebensweltorientierung
3.1 Lebensphasen
3.2 Soziale Benachteiligung
3.3 Alltagsbewältigung in der Lebenswelt I

(psychosoziale Perspektive): Bewälti-
gungsaufgaben und -formen

3.4 Alltagsbewältigung in der Lebenswelt II
(sozialstrukturelle Perspektive): Familie
und Sozialraum

4. Schlüsselqualifikationen und deren Vertiefung
4.1 Vielfalt von Lebensformen, Lebenswelten

und Lebensläufen
4.2 Zugänge zu Menschen und ihren Ressour-

cen
4.3a Das Eigene und das Andere (Diversity) I:

Wahrnehmung und Reflexion
4.3b Ästhetische, kulturelle und kommunikative

Kompetenz I
4.4a Das Eigene und das Andere (Diversity) II:

Wissen und Kommunikation
4.4b Ästhetische, kulturelle und kommunikative

Kompetenz II
5. Handeln in Organisationen der Sozialen Arbeit

5.1 Ressourcenerschließung im sozialen Staat I
5.2 Ressourcenerschließung im sozialen

Staat II
5.3 Management sozialer Aufgaben
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6. Professionelles Handeln in der Sozialen Arbeit
6.1 Praktisches Studiensemester mit begleiten-

der Konsultation und Supervision
6.2 Forschungsmethoden
6.3 Handlungsfelder Sozialer Arbeit I
6.4 Projekt (zweisemestrig)
6.5 Handlungsfelder Sozialer Arbeit II
6.6 Bachelorthesis.

(4)  Den Modulen sind Lehrveranstaltungen zugeord-
net; sie können sich aus Pflicht- und Wahlpflichtver-
anstaltungen zusammensetzen. Lehrveranstaltungs-
stunden können auch ganz oder teilweise zu größeren
Einheiten (Blockveranstaltungen) zusammengefasst
werden, insbesondere wenn dies der Einübung berufs-
praktischer Qualifikationen dient. Der Arbeitsauf-
wand für die einzelnen Module („Workload“) setzt
sich aus Präsenzzeiten, Zeiten des Selbststudiums und
Zeiten der Prüfungsvorbereitung zusammen.
(5)  Die Module werden nach dem European Credit
Transfer System (ECTS) bewertet; jedem Modul ist
eine bestimmte Anzahl von Creditpoints (CP) zuge-
ordnet.
(6)  Die für den erfolgreichen Abschluss des Studiums
erforderlichen Module und die zugehörigen Lehrver-
anstaltungen und die Studien- und Prüfungsleistungen
ergeben sich aus der Tabelle zu § 53. Dabei werden
für Lehrveranstaltungen (abgekürzt: LV) folgende
Abkürzungen verwendet:

Pro = praxisbezogenes Projekt
pS = Praktisches Studiensemester
S = Seminar
T = Tutorat/Coaching
Ü = Übung
ZI = Zentraler Input: Vorlesung oder Lektüre

(7)  Die Art, in der Prüfungsleistungen (PL) erbracht
werden, ist in § 8 festgelegt. Folgende Abkürzungen
werden verwendet:

F = Fallklausur
H = Hausarbeit

K = Klausur
KTA = kurstypische Arbeit
M = Mündliche Prüfung
R = Referat
bV = besonderes Verfahren: schriftlicher Be-

richt über eine Projektarbeit bzw. andere
die Kompetenzbereiche integrierende und
die Lernreflexion erfassende Verfahren,
wie beispielsweise das Portfolio.

Für Prüfungsvorleistungen (PVL) werden folgende
Abkürzungen verwendet:

B = Bericht
K = Klausur
KTA = kurstypische Arbeit
P = Protokoll bzw. Praktische Übung
R = Referat.

Lehrveranstaltungsübergreifende Prüfungsleistungen
sind mit dem Vermerk LüP gekennzeichnet.

§ 51
Wahlmöglichkeiten bei Prüfungsleistungen

Wahlmöglichkeiten bei Prüfungsleistungen bzw. Prü-
fungsvorleistungen sind in der Tabelle zu § 53 durch
einen Schrägstrich gekennzeichnet.

§ 52
Zulassung zum Praktischen Studiensemester

Voraussetzung für die Zulassung zum Praktischen
Studiensemester (§ 48) ist das erfolgreiche Erbringen
der Leistungsnachweise in den Modulen 1.1 und 2.1
(§ 50 Abs. 3).

§ 53
Studienaufbau und Prüfungen

Die für den erfolgreichen Abschluss des Studiengangs
erforderlichen Module und Lehrveranstaltungen im
Pflicht- und Wahlpflichtbereich (WP) sowie die zu-
gehörigen Studien- und Prüfungsleistungen ergeben
sich aus folgender Tabelle:
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Vollzeitstudiengang: 

Studienbereiche, Module und Lehrveranstaltungen:

Studienbereich 1: Wissenschaft und Praxis der Sozialen Arbeit

Modul CP Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes
ter

Prä
senz
zeit 
(UE)*

Selbst
stu dium

Gesamt 
Work
load

SWS CP Prü fungs art
PL/PVL

1-1.1 Wissen-
schaft und Praxis 
der Sozialen 
Arbeit I

9 1-1.1.1  Wissenschaft Soziale Arbeit: Einführung 
in Ge schichte und Theorien Sozialer 
Arbeit und Diakonie so wie in wissen-
schaftliches Arbeiten

ZI+Ü 1 45 90 h 135 h 3 9 PL: bV
(LüP)

1-1.1.2  Praxis der Sozialen Arbeit: Arbeitsfelder 
und Or ganisationsformen Sozialer Ar-
beit und Diakonie / Selbstmanagement

S 45 90 h 135 h 3

2-1.2 Wissen-
schaft und Praxis 
der Sozialen 
Arbeit II

9 2-1.2.1  Wissenschaft Soziale Arbeit: aktuelle 
Diskussio nen in der Sozialen Arbeit und 
Diakonie / Wissenschaftli ches Arbeiten 

ZI+Ü 2 45 90 h 135 h 3 9 PL: H
(LüP)

2-1.2.2  Praxis der Sozialen Arbeit: Theorie-
Praxis-Werk statt

Pro 45 90 h 135 h 3

7-1.3 Entwicklung 
professio neller 
Identität

9 7-1.3.1  Aktuelle Fragen in der Wissenschaft 
Soziale Ar beit - national und inter-
national

S 7 15 75 h 90 h 1 9 PL: M 
(20 Min.)
(LüP)

7-1.3.2  Professionalisierung sozialer Arbeit und 
Berufs ethik – national und international

S 45 90 h 135 h 3

7-1.3.3 Berufsrecht S 15 30 h 45 h 1

* = Unterrichtseinheit á 45 Min., berechnet auf der Basis von max. 15 UE pro SWS (siehe etwa gesetzliche Feiertage).

Studienbereich 2: Bezugswissenschaftliche Kontexte

Modul CP Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes
ter

Prä
senz
zeit 
(UE)

Selbst
stu dium

Gesamt 
Work
load

SWS CP Prü fungs art
PL/PVL

1-2.1 Normen, 
Werte, Men-
schenbilder

6 1-2.1.1 a  Wertorientierungen und theologisch-
philosophi sche Menschenbilder: 
Zentraler Input

ZI 1 15 30 h 45 h 1 6 PL: K (120 
Min.)

1-2.1.1 b  Übung Theologische Anthropologie Ü 15 30 h 45 h 1
1-2.1.2  Normen + Werte in Recht, Politik und 

Ökonomie
S 45 45 h 90 h 3 PVL: K (120 

Min.)
1-2.2 Human-
wissenschaftli che 
Grundlagen

6 1-2.2.1  Humanwissenschaftliche Basisorien-
tierungen - Pädagogik, Psychologie 
und Soziologie

ZI+T 1 30 60 h 90 h 2 6 PL: bV 

1-2.2.2  Wahrnehmung und Kommunikation 
(WP)

Ü 30 60 h 90 h 2
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Studienbereich 3: Alltagsbezug und Lebensweltorientierung

Modul CP Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes
ter

Prä
senz
zeit 
(UE)

Selbst
stu dium

Gesamt 
Work
load

SWS CP Prü fungs art
PL/PVL

1-3.1 Lebens-
phasen

9 1-3.1.1  Entwicklung im Lebenslauf, Le-
bensthemen und institutionelle Ant-
worten

S 1 60 120 h 180 h 4 6 PL: K (120 
Min.) (LüP)

1-3.1.2  Altersbezogene Hilfen für Menschen 
mit beson derem Unterstützungsbedarf 
(WP)

Ü 30 60 h 90 h 2 3

2-3.2 Soziale 
Benachteili gung

6 2-3.2.1  Soziale Benachteiligung und deren 
Erklärung

ZI 2 15 45 h 60 h 1 2 PL: bV
(LüP)

2-3.2.2 Formen der Bewältigung (WP) Ü 30 30 h 60 h 2 2
2-3.2.3 Rechtsanwendung ZI+T 22,5 37,5 h 60 h 1,5 2 PVL: KTA

5-3.3 Alltags-
bewältigung in 
der Lebenswelt 
I (psychoso ziale 
Perspektive): 
Bewälti gungs-
aufgaben und 
-formen

9 5-3.3.1  Multiperspektivisches Verständnis von 
Bewälti gung

ZI 5 15 75 h 90 h 1 9 PL: bV 
(LüP)

5-3.3.2 Psychosoziale Problemlagen (WP) S 30 60 h 90 h 2

5-3.3.3 Arbeitsformen mit Einzelnen (WP) Ü 45 45 h 90 h 3

6-3.4 Alltags-
bewältigung in 
der Lebenswelt II 
(sozial strukturelle 
Perspektive): 
Familie und Sozi-
alraum

9 6-3.4.1  Familien und Lebensräume ZI 6 15 75 h 90 h 1 9 PL: bV 
(LüP)6-3.4.2 Soziale Probleme (WP) S 30 60 h 90 h 2

6-3.4.3  Arbeitsformen mit Familien  und Grup-
pen in So zialräumen (WP)

Ü 45 45 h 90 h 3

Studienbereich 4: Schlüsselqualifikationen und deren Vertie fung

Modul CP Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes
ter

Prä
senz
zeit 
(UE)

Selbst
stu dium

Gesamt 
Work
load

SWS CP Prü fungs art
PL/PVL

2-4.1 Vielfalt von 
Lebensfor men, 
Lebenswelten und 
Le bensläufen

6 2-4.1.1 Normalität und Abweichung S 2 15 45 h 60 h 1 6 PL: bV
(LüP)2-4.1.2  Vielfalt und Diskriminierung am 

Beispiel Ge schlecht, Kultur/Religion, 
Behinderung und Alter (WP)

S 30 60 h 90 h 2

2-4.1.3  Vielfalt, Konformität, Konflikt und 
Konfliktlösungen in Gruppen

Ü 15 15 h 30 h 1

2-4.2 Zugänge 
zu Menschen und 
ihren Ressourcen

9 2-4.2.1  Humanistische und medienpädagogi-
sche An sätze

ZI 2 0 30 h 30 h -- 9 PL: bV
(LüP)

2-4.2.2 Gesprächsführung Ü 30 30 h 60 h 2
2-4.2.3 Arbeit mit Gruppen Ü 30 60 h 90 h 2
2-4.2.4 Medienwirkung/Mediengestaltung (WP) Ü 30 60 h 90 h 2

4-4.3a Das Eigene 
und das Andere 
(Diversity) I: Wahr-
nehmung und 
Reflexion

6 4-4.3a  (Selbst)Reflexion der Wahrnehmung 
(WP)

Ü 4 30 60 h 90 h 2 3 PVL: bV

4-4.3b Ästhe-
tische, kulturelle 
und kommunikati-
ve Kompe tenz I

4-4.3b ÄKK I (WP) Ü 4 30 60 h 90 h 2 3 PVL: KTA 

5-4.4a Das Eigene 
und das Ande-
re (Diversity) II: 
Wissen und Kom-
munikation

9 5-4.4a.1  Handlungskompetenz im Umgang mit 
Vielfalt (WP)

S 5 30 60 h 90 h 2 3 PL: R
(LüP)

5-4.4a.2 Vertiefende Wissensbereiche (WP) S 30 60 h 90 h 2 3

5-4.4b Ästhe-
tische, kulturelle 
und kommunikati-
ve Kompe tenz II

5-4.4b ÄKK II (WP) Ü 5 30 60 h 90 h 2 3 PL: KTA
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Studienbereich 5: Handeln in Organisationen der Sozialen Ar beit

Modul CP Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes
ter

Prä
senz
zeit 
(UE)

Selbst
stu dium

Gesamt 
Work
load

SWS CP Prü fungs art
PL/PVL

4-5.1 
Ressourcen-
erschließung im 
sozialen Staat I

6 4-5.1.1  Wirtschaftssystem und Arbeitswelt, 
Sozialpolitik und Sozialrecht

ZI 4 15 30 h 45 h 1 6 PL: bV 
(LüP)

4-5.1.2  Sozialrecht, Rechtsanwendung und 
Reformperspekti ven

ZI+ 
Ü/T

30 15 h 45 h 2

4-5.1.3 Thematische Vertiefung (WP) S 30 60 h 90 h 2
5-5.2 
Ressourcen-
erschließung im 
sozialen Staat II

6 5-5.2.1 Sozialethik ZI+Ü 5 30 60 h 90 h 2 3 PL: K (120 
Min.) (LüP)5-5.2.2  Diakonie: Ziele, Motive, Selbstver-

ständnis und Konfliktfelder diakoni-
schen Handelns (WP)

S 30 60 h 90 h 2 3

7-5.3 Manage-
ment sozialer 
Aufgaben

9 7-5.3.1 Public Management ZI 7 30 60 h 90 h 2 6 PL: K (120 
Min.) (LüP)

7-5.3.2 Sozialmanagement ZI 30 60 h 90 h 2
7-5.3.3 Arbeitsformen in Organisationen (WP) Ü 30 60 h 90 h 2 3 PVL: KTA

 

Studienbereich 6: Professionelles Handeln in der Sozialen Ar beit

Modul CP Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes
ter

Prä
senz
zeit 
(UE)

Selbst
stu dium

Gesamt 
Work
load

SWS CP Prü fungs art
PL/PVL

3-6.1 Praktisches 
Studien semes ter

30 3-6.1.1 Studientage T/S 3 45 15 h 60 h 3 30 PVL: bV 
(LüP)3-6.1.2 Supervision T 15 15 h 1

3-6.1.3 Praxis (WP) pS 800 h 25 h 825 h
4-6.2 For-
schungsmethoden

6 4-6.2.1 Qualitative Forschungsmethoden ZI 4 30 60 h 90 h 2 6 PL: KTA 
(LüP)4-6.2.2 Quantitative Forschungsmethoden ZI 30 60 h 90 h 2

4-6.3 Handlungs-
felder Sozi aler 
Arbeit I (WP)

12 4-6.3.1 Schwerpunkt S 4 90 150 h 240 h 6 12 PL: K/bV 
(300 Min.) 
(LüP)

4-6.3.2 Fallseminar S 45 75 h 120 h 3

5/6-6.4 Projekt 15 6 5-6.4.1 Projekt (WP) Pro 5 45 125 h 180 h 3 6 PVL: B
(LüP)5-6.4.2 Coaching Forschungsmethoden Pro 10 0,7

9 6-6.4.3 Projekt (WP) Pro 6 45 215 h 270 h 3 9 PL: bV
(LüP)6-6.4.4 Coaching Forschungsmethoden Pro 10 0,7

6-6.5 Handlungs-
felder Sozi aler 
Arbeit II (WP)

12 6-6.5.1 Schwerpunkt S 6 90 150 h 240 h 6 12 PL: K (300 
Min.) / bV 
(LüP)

6-6.5.2 Fallseminar S 45 75 h 120 h 3

7-6.6 Bachelor-
thesis

12 7-6.6 Bachelorthesis 7 4,5 355,5 h 360 h 0,3 12 PL: BA-
Thesis
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Teilzeitstudiengang:

Studienbereiche, Module und Lehrveranstaltungen:

Studienbereich 1: Wissenschaft und Praxis der Sozialen Arbeit

Modul CP Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes
ter

Prä
senz
zeit 
(UE)

Selbst
stu dium

Gesamt 
Work
load

SWS CP Prü fungs art
PL/PVL

1-1.1* Wis-
senschaft und 
Praxis der Sozialen 
Arbeit I

9 1-1.1.1  Wissenschaft Soziale Arbeit: Einführung 
in Ge schichte und Theorien Sozialer 
Arbeit und Diakonie so wie in wissen-
schaftliches Arbeiten

ZI+Ü 1 45 90 h 135 h 3 9 PL: bV
(LüP)

1-1.1.2  Praxis der Sozialen Arbeit: Arbeitsfelder 
und Or ganisationsformen Sozialer Ar-
beit und Diakonie/ Selbst management

S 45 90 h 135 h 3

2-1.2 Wissen-
schaft und Pra-
xis der Sozialen 
Arbeit II

9 2-1.2.1  Wissenschaft Soziale Arbeit: aktuelle 
Diskussio nen in der Sozialen Arbeit und 
Diakonie / Wissenschaftli ches Arbeiten

ZI+Ü 2 45 90 h 135 h 3 9 PL: H
(LüP)

2-1.2.2  Praxis der Sozialen Arbeit: Theorie-
Praxis-Werk statt

Pro 45 90 h 135 h 3

7-1.3 Entwicklung 
professio neller 
Identität

9 7-1.3.1  Aktuelle Fragen in der Wissenschaft 
Soziale Ar beit - national und inter-
national

S 11 15 75 h 90 h 1 9 PL: M 
(20 Min.)
(LüP)

7-1.3.2  Professionalisierung sozialer Arbeit und 
Berufs ethik – national und international

S 45 90 h 135 h 3

7-1.3.3 Berufsrecht S 15 30 h 45 h 1

* Die erste Ziffer (vor dem Bindestrich) der Nummern-Codes der Module und Lehrveranstaltungen bezeichnet auch in der Teilzeitversion die Lage des 
Moduls in den Semes tern der Vollzeitversion. Die Verortung der Module in den Semes tern der Teilzeitversion ist in der fünften Spalte ausgewiesen.

Studienbereich 2: Bezugswissenschaftliche Kontexte

Modul CP Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes
ter

Prä
senz
zeit 
(UE)

Selbst
stu dium

Gesamt 
Work
load

SWS CP Prü fungs art
PL/PVL

1-2.1 Normen, 
Werte, Men-
schenbilder

6 1-2.1.1 a  Werteorientierungen und 
theologisch-philoso phische Men-
schenbilder: Zentraler Input

ZI 3 15 30 h 45 h 1 6 PL: K (120 
Min.)

1-2.1.1 b  Übung Theologische Anthropologie Ü 15 30 h 45 h 1

1-2.1.2  Normen + Werte in Recht, Politik und 
Ökonomie

S 45 45 h 90 h 3 PVL: K (120 
Min.)

1-2.2 Human-
wissenschaftli che 
Grundlagen

6 1-2.2.1  Humanwissenschaftliche Basisorien-
tierungen - Pädagogik, Psychologie 
und Soziologie

ZI+T 1 30 60 h 90 h 2 6 PL: bV 

1-2.2.2  Wahrnehmung und Kommunikation 
(WP)

Ü 30 60 h 90 h 2
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Studienbereich 3: Alltagsbezug und Lebensweltorientierung

Modul CP Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes
ter

Prä
senz
zeit 
(UE)

Selbst
stu dium

Gesamt 
Work
load

SWS CP Prü fungs art
PL/PVL

1-3.1 Lebens-
phasen

9 1-3.1.1  Entwicklung im Lebenslauf, Le-
bensthemen und institutionelle Ant-
worten

S 3 60 120 h 180 h 4 6 PL: K (120 
Min.) (LüP)

1-3.1.2  Altersbezogene Hilfen für Menschen 
mit beson derem Unterstützungsbedarf 
(WP)

Ü 30 60 h 90 h 2 3

2-3.2 Soziale 
Benachteili gung

6 2-3.2.1  Soziale Benachteiligung und deren 
Erklärung

ZI 4 15 45 h 60 h 1 2 PL: bV
(LüP)

2-3.2.2 Formen der Bewältigung (WP) Ü 30 30 h 60 h 2 2
2-3.2.3 Rechtsanwendung ZI+T 22,5 37,5 h 60 h 1,5 2 PVL: KTA

5-3.3 Alltags-
bewältigung in 
der Lebenswelt I 
(psychoso ziale Per-
spektive): Bewälti-
gungs aufgaben 
und -formen

9 5-3.3.1  Multiperspektivisches Verständnis von 
Bewälti gung

ZI 9 15 75 h 90 h 1 9 PL: bV 
(LüP)

5-3.3.2 Psychosoziale Problemlagen (WP) S 30 60 h 90 h 2

5-3.3.3 Arbeitsformen mit Einzelnen (WP) Ü 45 45 h 90 h 3

6-3.4 Alltags-
bewältigung in 
der Lebenswelt II 
(sozial strukturelle 
Perspektive): 
Familie und Sozi-
alraum

9 6-3.4.1 Familien und Lebensräume ZI 10 15 75 h 90 h 1 9 PL: bV 
(LüP)6-3.4.2 Soziale Probleme (WP) S 30 60 h 90 h 2

6-3.4.3  Arbeitsformen mit Familien und Grup-
pen. in So zialräumen (WP)

Ü 45 45 h 90 h 3

Studienbereich 4: Schlüsselqualifikationen und deren Vertie fung

Modul CP Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes
ter

Prä
senz
zeit 
(UE)

Selbst
stu dium

Gesamt 
Work
load

SWS CP Prü fungs art
PL/PVL

2-4.1 Vielfalt von 
Lebensfor men, 
Lebenswelten und 
Le bensläufen

6 2-4.1.1 Normalität und Abweichung S 2 15 45 h 60 h 1 6 PL: bV
(LüP)2-4.1.2  Vielfalt und Diskriminierung am 

Beispiel Ge schlecht, Kultur/Religion, 
Behinderung und Alter (WP)

S 30 60 h 90 h 2

2-4.1.3  Vielfalt, Konformität, Konflikt und 
Konfliktlösungen in Gruppen

Ü 15 15 h 30 h 1

2-4.2 Zugänge 
zu Menschen und 
ihren Ressourcen

9 2-4.2.1  Humanistische und medienpädagogi-
sche An sätze

ZI 4 0 30 h 30 h -- 9 PL: bV
(LüP)

2-4.2.2 Gesprächsführung Ü 30 30 h 60 h 2
2-4.2.3 Arbeit mit Gruppen Ü 30 60 h 90 h 2
2-4.2.4 Medienwirkung/Mediengestaltung (WP) Ü 30 60 h 90 h 2

4-4.3a Das Eigene 
und das Andere 
(Diversity) I: Wahr-
nehmung und 
Reflexion

6 4-4.3a  (Selbst)Reflexion der Wahrnehmung 
(WP)

Ü 6 30 60 h 90 h 2 3 PVL: bV

4-4.3b Ästhe-
tische, kulturelle 
und kommunikati-
ve Kompe tenz I

4-4.3b ÄKK I (WP) Ü 8 30 60 h 90 h 2 3 PVL: KTA 

5-4.4a Das Eigene 
und das Ande-
re (Diversity) II: 
Wissen und Kom-
munikation

9 5-4.4a.1  Handlungskompetenz im Umgang mit 
Vielfalt (WP)

S 7 30 60 h 90 h 2 3 PL: R
(LüP)

5-4.4a.2 Vertiefende Wissensbereiche (WP) S 30 60 h 90 h 2 3

5-4.4b Ästhe-
tische, kulturelle 
und kommunikati-
ve Kompe tenz II

5-4.4b ÄKK II (WP) Ü 7 30 60 h 90 h 2 3 PL: KTA
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Studienbereich 5: Handeln in Organisationen der Sozialen Ar beit

Modul CP Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes
ter

Prä
senz
zeit 
(UE)

Selbst
stu dium

Gesamt 
Work
load

SWS CP Prü fungs art
PL/PVL

4-5.1 
Ressourcen-
erschließung im 
sozialen Staat I

6 4-5.1.1  Wirtschaftssystem und Arbeitswelt, 
Sozialpolitik und Sozialrecht

ZI 6 15 30 h 45 h 1 6 PL: bV 
(LüP)

4-5.1.2  Sozialrecht, Rechtsanwendung und 
Reformperspekti ven

ZI+ 
Ü/T

30 15 h 45 h 2

4-5.1.3 Thematische Vertiefung (WP) S 30 60 h 90 h 2
5-5.2 
Ressourcen-
erschließung im 
sozialen Staat II

6 5-5.2.1 Sozialethik ZI+Ü 7 30 60 h 90 h 2 3 PL: K (120 
Min.) (LüP)5-5.2.2  Diakonie: Ziele, Motive, Selbstver-

ständnis und Konfliktfelder diakoni-
schen Handelns (WP)

S 30 60 h 90 h 2 3

7-5.3 Manage-
ment sozialer 
Aufgaben

9 7-5.3.1 Public Management ZI 11 30 60 h 90 h 2 6 PL: K (120 
Min.) (LüP)7-5.3.2 Sozialmanagement ZI 30 60 h 90 h 2

7-5.3.3 Arbeitsformen in Organisationen (WP) Ü 30 60 h 90 h 2 3 PVL: KTA

 
Studienbereich 6: Professionelles Handeln in der Sozialen Ar beit

Modul CP Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes
ter

Prä
senz
zeit 
(UE)

Selbst
stu dium

Gesamt 
Work
load

SWS CP Prü fungs art
PL/PVL

3-6.1a 
Praktisches 
Studiensemes ter I

15 3-6.1a.1 Studientage T/S 5 45 20 h 65 h 3 15 PVL: bV
(LüP)3-6.1a.2 Supervision T 15 15 h 1

3-6.1a.3 Praxis (WP) pS 370 h 370 h
3-6.1b 
Praktisches 
Studiensemes ter II

15 3-6.1b.1 Studientage T/S 13 15 15 h 30 h 1 15 PVL: bV
(LüP)3-6.1b.2 Praxis (WP) pS 420 h 420 h

4-6.2 For-
schungsmethoden

6 4-6.2.1 Qualitative Forschungsmethoden ZI 6 30 60 h 90 h 2 6 PL: KTA 
(LüP)4-6.2.2 Quantitative Forschungsmethoden ZI 30 60 h 90 h 2

4-6.3 Handlungs-
felder Sozi aler 
Arbeit I (WP)

12 4-6.3.1 Schwerpunkt S 8 90 150 h 240 h 6 12 PL: K/bV 
(300 Min.) 
(LüP)

4-6.3.2 Fallseminar S 45 75 h 120 h 3

5/6-6.4 Projekt 15 6 5-6.4.1 Projekt (WP) Pro 9 45 125 h 180 h 3 6 PVL: B
(LüP)5-6.4.2 Coaching Forschungsmethoden Pro 10 0,7

9 6-6.4.3 Projekt (WP) Pro 10 45 215 h 270 h 3 9 PL:bV
(LüP)6-6.4.4 Coaching Forschungsmethoden Pro 10 0,7

6-6.5 Handlungs-
felder Sozi aler 
Arbeit II (WP)

12 6-6.5.1 Schwerpunkt S 12 90 150 h 240 h 6 12 PL: K (300 
Min.) / bV 
(LüP)

6-6.5.2 Fallseminar S 45 75 h 120 h 3

7-6.6 Bachelor-
thesis

12 7-6.6 Bachelorthesis 14 4,5 355,5 h 360 h 0,3 12 BA-Thesis

§ 54
Berechnung der Noten der Module, der

Bachelorvorprüfung und der Bachelorprüfung
(1)  Sofern in einem Modul mehrere benotete Leis-
tungsnachweise zu erbringen sind und sofern keine
abweichende Regelung vorgesehen ist, wird die Note
für das Modul als arithmetisches Mittel der Einzelno-
ten errechnet.
(2)  Die Gesamtnote der Bachelorvorprüfung errech-
net sich wie folgt:

Studienbereiche/Modul-
prüfung

Kennziffer
der zuge-
hörigen
Module

Gewich-
tung für die
Gesamtno-
te

Studienbereich 1:
Wissenschaft und Praxis
der Sozialen Arbeit

1-1.1
2-1.2

2/10
2/10

Studienbereich 2:
Bezugswissenschaftli-
che Kontexte

1-2.1
1-2.2

1/10
1/10

Studienbereich 3:
Alltagsbezug und Le-
bensweltorientierung

1-3.1
2-3.2

1/10
1/10

Studienbereich 4:
Schlüsselqualifikationen
und deren Vertiefung

2-4.1
2-4.2

1/10
1/10
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(3)  In Studienbereich 6 wird im Hauptstudium das
arithmetische Mittel aus den Modulen 6.2 bis 6.5 ge-
bildet; die Bachelorabschlussarbeit (Bachelorthesis)
geht gesondert in die Gesamtnote ein.
(4)  Die Gesamtnote für die Bachelorprüfung errech-
net sich wie folgt:

Studienbereiche/Modul-
prüfung

Kennziffer
der zuge-
hörigen
Module

Gewich-
tung für die
Gesamtno-
te

Studienbereich 1:
Wissenschaft und Praxis
der Sozialen Arbeit

7-1.3 1/19

Studienbereich 3:
Alltagsbezug und Le-
bensweltorientierung

5-3.3
6-3.4

1/19
1/19

Studienbereich 4:
Schlüsselqualifikationen
und deren Vertiefung

5-4.4 1/19

Studienbereich 5:
Handeln in Organisatio-
nen der Sozialen Arbeit

4-5.1
5-5.2
7-5.3

1/19
1/19
1/19

Studienbereich 6:
Professionelles Handeln
in der Sozialen Arbeit

4-6.2
4-6.3
5/6-6.4
6-6.5

1/19
2/19
2/19
2/19

Abschlussarbeit: Bache-
lorthesis

7-6.6 5/19

III. Bachelorstudiengang Pädagogik der Kindheit

§ 55
Regelstudienzeit

Die Regelstudienzeit bis zum Erwerb des akademi-
schen Grades beträgt einschließlich aller zu erbrin-
genden Studien- und Prüfungsleistungen im Vollzeits-
tudiengang sieben Semester. Im Teilzeitstudium be-
trägt die Regelstudienzeit 14 Semester.

§ 56
Studienaufbau und Stundenumfang

(1)  Der Gesamtumfang der für den erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums erforderlichen Leistungen be-
trägt 210 Credit-Points (§§ 13, 59).
(2)  Die Anzahl der pro Semester zu erwerbenden
ECTS-Punkte beträgt bei einem Vollzeitstudium 27
bis 33 Punkte (Anlage 1 zu § 58 f.), bei einem Teil-
zeitstudium 12 bis 18 Punkte (Anlage 2 zu § 58 f.).
Insgesamt können in beiden Varianten des Studien-
gangs (§ 55) einschließlich Abschluss jeweils 210
ECTS-Punkte erworben werden.
(3)  Die im Allgemeinen Teil vorgesehene Strukturie-
rung des Studiums durch eine Bachelorvorprüfung
wird im Studiengang Pädagogik der Kindheit zu dem
Zeitpunkt eingeführt, zu dem eine Verständigung der
Hochschulen in Baden-Württemberg über die Einfüh-

rung einer Bachelorvorprüfung, die einen entspre-
chenden Studiengang anbieten, erfolgt ist.

§ 57
Praktika

(1)  Im Vollzeitstudium sind im zweiten, vierten und
fünften Semester drei jeweils mehrwöchige und be-
treute Praktika vorgesehen (s. Anlage 3). Im Teilzeit-
studium sind diese Praktika im vierten, sechsten, ach-
ten und elften Semester angesiedelt (ein größeres
Praktikum wird geteilt).
(2)  Das jeweils zuletzt zu absolvierende Praktikum
hat eine Dauer von drei Monaten und ist nach Mög-
lichkeit im Ausland oder in einer frühpädagogischen
Einrichtung mit deutlichem interkulturellen Bezug zu
erbringen.
(3)  Die mit den Praktika verbundenen Qualifikations-
ziele, der Umfang der Praktika, die Praktikumsbetreu-
ung und die Modulprüfungsleistungen sind in den Be-
schreibungen zu den Modulen „Diagnostische Fallar-
beit in der Frühpädagogik“, „Vor- und Nachbereitung
Lernort Praxis“ sowie „Frühpädagogische Handlungs-
felder – internationale Perspektive“ im Modulkatalog
aufgeführt. Angaben zur Organisation und zur Aus-
wahl bzw. Anerkennung von Praxisstellen sind in
Handreichungen genannt, die vom Praxisamt ausge-
geben werden.

§ 58
Studienziel

(1)  Der Studiengang (im Vollzeit- und im Teilzeit-
studium) vermittelt grundlegende Kenntnisse, Fertig-
keiten und Kompetenzen in der fächerübergreifenden
wissenschaftlichen und frühpädagogischen Beschäf-
tigung mit Fragen der Betreuung, Erziehung und Bil-
dung von jungen Kindern im Alter von sechs Monaten
bis zwölf Jahren (mit dem Schwerpunkt drei bis sechs
Jahre). Frühpädagogische Professionalität bezieht
sich dabei sowohl auf Aspekte der Wissens und Kön-
nens im beruflichen Umfeld (fachliche und methodi-
sche Kompetenz) als auch auf Aspekte sozialer Kom-
petenz, Reflexivität und auf berufliche bzw. Werte-
Orientierungen (Lernkompetenz und Selbstkompe-
tenz).
(2)  Die Vermittlung und Erarbeitung der in Absatz 1
genannten Studienziele und Kompetenzen erfolgt
beim Studiengang (Vollzeit- und Teilzeitvariante) in-
nerhalb entsprechender Module (Anlage 1 und 2) und
insbesondere durch curricular integrierte Praktika
(Anlage 3).

§ 59
Bestandteile des Studienganges

(1)  Der Gesamtumfang der für den erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums erforderlichen Lehrveranstal-
tungen beträgt 210 Credit-Points, die in 115 Semes-
terwochenstunden (SWS) erbracht werden.
(2)  Das Studium gliedert sich jeweils in sechs Studi-
enbereiche:
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1. Erziehungs- und bezugswissenschaftliches Wissen
und Können,

2. Gestaltung von Bildungssituationen,
3. Umgang mit Unterschiedlichkeit und Kindern in

besonderen Ausgangslagen,
4. Handeln im Lernort Praxis,
5. Professionswissen und -können,
6. Vernetzung und Arbeiten mit dem Umfeld.
Diese Studienbereiche umfassen meist mehrere Mo-
dule, deren Anordnung im Studienverlauf sich aus
Anlage 1 (Vollzeitstudium) bzw. Anlage 2 (Teilzeit-
studium) ergibt.
(3)  Den Modulen sind Lehrveranstaltungen zugeord-
net; sie können sich aus Pflicht- und Wahlpflichtver-
anstaltungen zusammensetzen. Lehrveranstaltungs-
stunden können auch ganz oder teilweise zu größeren
Einheiten (Blockveranstaltungen) zusammengefasst
werden, insbesondere wenn dies der Einübung berufs-
praktischer Qualifikationen dient. Der Arbeitsauf-
wand für die einzelnen Module („Workload“) setzt
sich aus Präsenzzeiten (hieraus errechnen sich die Se-
mesterwochenstunden, SWS), Zeiten des Selbststudi-
ums und der Prüfungsvorbereitung zusammen.
(4)  Die Module werden nach dem European Credit
Transfer System (ECTS) bewertet; jedem Modul sind
eine bestimmte Anzahl von Credit-Points (CP) zuge-
ordnet.
(5)  Die für den erfolgreichen Abschluss des Studiums
erforderlichen Module und die zugehörigen Lehrver-
anstaltungen und die Studien- und Prüfungsleistungen
ergeben sich aus der Übersichtstabelle in Anlage 3.
(6)  Die Form, in der Prüfungsleistungen (PL) erbracht
werden, ist in § 8 festgelegt.
(7)  Lehrveranstaltungsübergreifende Prüfungsleis-
tungen sind mit dem Vermerk LüP gekennzeichnet.

§ 60
Wahlmöglichkeiten bei Prüfungsleistungen

Wahlmöglichkeiten bei Prüfungsleistungen sind in der
Anlage zu den §§ 58 Abs. 2 und 59 (Anlage 3) durch
einen Schrägstrich gekennzeichnet.

§ 61
Studienaufbau und Prüfungen

(1)  Die für den erfolgreichen Abschluss des Studien-
ganges erforderlichen Module und Lehrveranstaltun-
gen sowie die zugehörigen Studien- und Prüfungsleis-
tungen ergeben sich aus Anlage 3 zu § 59.
(2)  Alle studienbegleitenden Modulprüfungen mit
Ausnahme der in Absatz 3 genannten Module sind zu
benoten und für die Bildung der Gesamtnote relevant.
(3)  Bei den studienbegleitenden Modulprüfungen der
Module
1. „Bewegung, Ausdruck und Gestaltung 1“,
2. „Fachpraktikum“
erfolgt keine Benotung, sondern nur das Testat „be-
standen“ bzw. „nicht bestanden“.

§ 62
Berechnung der Gesamtnote

(1)  Die Gesamtnote für den Bachelor-Abschluss setzt
sich zusammen:
1. aus dem nach dem ECTS-Punkteanteil gewichte-

ten Durchschnitt der Noten aller benoteten studi-
enbegleitenden Modulprüfungen sowie

2. der Note für die Bachelorthesis und
3. der Note für die mündliche Abschlussprüfung.
(2)  An der Gesamtnote nach Absatz 1 hat Absatz 1
Nr. 1 einen Anteil von 80%, Nr. 2 einen Anteil von
15% und Nr. 3 einen Anteil von 5%.
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Anlagen zu den §§ 18, 56, 57, 58 und 59:

Anlage 1 (zu § 58 f.): Modulübersichtstabelle (Vollzeitstudium)

Sem. Module 

1. 

1 

 

Humanwissenschaftliche Grundlagen 

2 

Berufsfeld-
spezifische  
Grundlagen 

3 

Bereichsüber-
greifende und  

bereichsspezifische 
Entwicklung ... 

4 

Grundlagen  
frühpädagogischer 
Beobachtungs- und 
Diagnosekonzepte 

2. 

5 

Didaktik und Metho-
dik der Frühpädago-

gik 

6 

 

Bewegung, Ausdruck 
und Gestaltung 1 

7 

 

Welterschließung 1 

8 

 

Sprache als  
Schlüssel zur Welt 1 

9 

Diagnostische  
Fallarbeit in der 
Frühpädagogik 

3. 

10 

Religiöse und  
philosophische  

Bildungsprozesse mit 
Kindern 

11 

 

Bewegung, Ausdruck 
und Gestaltung 2 

12 

 

Welterschließung 2 

13 

 

Sprache als  
Schlüssel zur Welt 2 

14 

 

Seelische  
und körperliche  

Gesundheit 

4. 

15 

 

Vor- und Nachbereitung Lernort Praxis  

16 

 

Fachpraktikum 

5. 

17 

 

Vertiefung der  
Bildungsbereiche 

18 

 

Zusammenarbeit mit 
Eltern 

19 

Kinder mit Lern-, 
Verhaltens- und 
Entwicklungs-
auffälligkeiten 

20 

 

Frühpädagogische Handlungsfelder –  
internationale Perspektive 

6. 

21 

Anwendung  
wissenschaftlicher 

Methodik 1 

22 

Sozialräumliche 
Bezüge und  

Kooperationsformen 
von Kindertages-

einrichtungen 

23 

Gemeinsame  
Erziehung und frühe 
Bildung von Kindern 

mit und ohne  
Behinderung ... 

24 

 

Diversity – Umgang mit Vielfalt 
und Fremdsein 

7. 

25 

 

Übergänge gestalten 

26 

 

Management von Kindertageseinrichtungen 

27 

 

Anwendung wissenschaftlicher Methodik 2 

Erläuterungen zu Tabelle 1:

Zeile = Semester (30 ECTS-Punkte pro Semester, außer 5. Semester: 33 ECTS-Punkte und 6. Semester: 27)
Zelle = schmalste Zelle entspricht einem Standardmodul mit 6 ECTS-Punkten

St
ud

ie
nb

er
ei

ch
e 1 = Erziehungs- und bezugswissenschaftliches Wissen und Können

2 = Gestaltung von Bildungssituationen
3 = Umgang mit Unterschiedlichkeit und Kindern mit besonderen Ausgangslagen
4 = Handeln im Lernort Praxis
5 = Professionswissen und -können
6 = Vernetzung und Arbeiten mit dem Umfeld
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Anlage 2 (zu § 58 f.): Modulübersichtstabelle (Teilzeitstudium)

Sem. Module  ECTS-
Punkte 

1. 
1 

Humanwissenschaftliche Grundlagen 

2 

Berufsfeldspezifische  
Grundlagen 

18 

2. 
5 

Didaktik und Methodik der 
Frühpädagogik 

6 

Bewegung, Ausdruck und 
Gestaltung 1 

7 

Welterschließung 1 18 

3. 
10 

Religiöse und philo-
sophische Bildungsprozesse 

mit Kindern 

3 

Bereichsübergreifende und  
bereichsspezifische Entwick-

lung ... 

4 

Grundlagen frühpädago-
gischer Beobachtungs- und 

Diagnosekonzepte 

18 

4. 
8 

Sprache als  
Schlüssel zur Welt 1 

9 

Diagnostische Fallarbeit in 
der Frühpädagogik 

 
12 

5. 
11 

Bewegung, Ausdruck und 
Gestaltung 2 

12 

Welterschließung 2 

13 

Sprache als  
Schlüssel zur Welt 2 

18 

6. 
15a 

Vor- und Nachbereitung  
Lernort Praxis a 

16a 

Fachpraktikum a 

 

14 

7. 
17 

Vertiefung der  
Bildungsbereiche 

19 

Kinder mit Lern-, Verhaltens- 
und Entwicklungs-

auffälligkeiten 

14 

Seelische und körperliche  
Gesundheit 

18 

8. 
15b 

Vor- und Nachbereitung  
Lernort Praxis b 

16b 

Fachpraktikum b 

 

16 

9. 
25 

Übergänge gestalten 

18 

Zusammenarbeit mit Eltern 

 

12 

10. 
23 

Gemeinsame Erziehung und 
frühe Bildung von Kindern 

24 

Diversity – Umgang mit Vielfalt und Fremd-
sein 

 

15 

11. 
20 

Frühpädagogische Handlungsfelder – internationale Perspektive 

 

15 

12. 
21 

Anwendung wissenschaft-
licher Methodik 1 

22 

Sozialräumliche Bezüge und  
Kooperationsformen 

 

12 

13. 
26 

Management von Kindertageseinrichtungen 

 

12 

14. 
27 

Anwendung wissenschaftlicher Methodik 2 

 

12 
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Anlage 3 (zu §§ 56, 57, 58 und 59): Modultabelle (semes terweise Auflistung)
Sem. Modul ECTSP Veranstaltung Typ HS SWS PZ SZ Modulprüfungs

leistung
1
WS

M 1/1
Humanwissen-
schaftliche Grund-
lagen

12 1a Einführung in wissenschaftliches Arbeiten V EH 1 15 15 Hausarbeit
1b Einführung in wissenschaftliches Arbeiten Ü EH 1 15 45
1c  Grundlagen kindlicher Konstruktion von 

Selbst, Welt und einem guten Leben: Reli-
giöse, psychologische und philosophische 
Perspektiven (Ringvorlesung)

V EH 2 30 30

1d  Pädagogik und interdisziplinäre Zugänge 
zu Kindheit und Jugend

S EH 2 30 60

1e  Kinder in sozialen und gesellschaftlichen 
Bezügen (Ringvorlesung)

V EH 2 30 30

1f  Zusammenführung disziplinärer Sichtwei-
sen (Fall, Situation, Feld)

Ü EH 1 15 45

M 1/2
Berufsfeldspezifi-
sche Grundlagen

6 2a  Geschichte und Perspektiven des Berufs-
feldes (Ringvorlesung)

V EH 1 15 30 Hausarbeit oder  
Präsentation mit  
schriftlicher Ausar-
beitung

2b  Vertiefung und Umsetzung: Fachliche und 
rechtliche Standards und Entwicklungen 
im Berufsfeld

S EH 3 45 90

M1/3
Bereichsüber-
greifende und 
bereichsspezifische 
Entwicklung...

6 3a  Entwicklung in ausgewählten Bildungsbe-
reichen (Ringvorlesung)

V EH 2 30 60 Klausur

3b  Allgemeine Entwicklungs- und Lernpsy-
chologie

S EH 2 30 60

M1/4
Grundlagen früh-
pädagogischer Be-
obachtungs- und 
Diagnose konzepte

6 4a  Beobachten, Dokumentieren und Reflek-
tieren kindlicher Bildungsprozesse

S EH 2 30 60 Lerntagebuch

4b  Grundlagen frühpädagogischer Testdia-
gnostik

S EH 2 30 60

insgesamt 4 Mo-
dule

30 12 zu belegende Veranstaltungen 21 315 585 4 Modulprüfungen

900

Sem. Modul ECTSP Veranstaltung Typ HS SWS PZ SZ Modulprüfungs
leistung

2
SS

M 2/5
Didaktik und 
Methodik der 
Frühpädagogik

6 5a Didaktik und Methodik S EH 3 45 90 Portfolio
5b Grundlagen der Spielpädagogik S EH 1 15 30

M 2/6
Bewegung, Aus-
druck und Gestal-
tung 1

6 6a Bewegung, Kunst, Medien, Musik, Textil 
     (Ringvorlesung)

V EH 1 15 15 Zusammenfas-
sendes  
Lerntagebuch6b Künstlerische Praxis und Bewegungspraxis 

     (teils geblockt)
Ü  

EH
5 75 75

M 2/7
Welterschließung 1

6 7a Welterschließung aus technischer,  
     historischer und geographischer Sicht

S EH 2 30 60 Präsentation und  
schriftliche Ausar-
beitung  
oder Klausur

7b Mathematik im Kindergarten – didaktische  
     Fundierung

V EH 1 15 15

7c Übungen zur Initiierung und Förderung  
     mathematischer Grundfähigkeiten

Ü EH 2 30 30

M 2/8
Sprache als 
Schlüssel zur 
Welt 1

6 8a Erstspracherwerb und (psycho-)  
     linguistische Grundlagen

V EH 2 30 30 Klausur

8b Doppelter Erstspracherwerb, Zweitsprach- 
     erwerb und Schriftspracherwerb

PS EH 2 30 90

M 2/9
Diagnostische 
Fallarbeit in der 
Frühpädagogik

6 9a Frühpädagogisches Diagnostik-Fallse-
minar

S EH 2 30 30 Dokumentation mit  
Präsentation eigener 
Fallarbeiten9b Praktikum 1 (Blockpraktikum) P EH - - 120

insgesamt 5 Mo-
dule

30 11 zu belegende Veranstaltungen 21 315 585 5 Modulprüfungen

900
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Sem. Modul ECTSP Veranstaltung Typ HS SWS PZ SZ Modulprüfungs
leistung

3
WS

M 3/10
Religiöse und 
philosophische 
Bildungsprozesse 
mit Kindern

6 10a Grundlagen religiöser und philosophi-
scher Bildung

Ü EH 2 30 30 Lernbericht mit 
Hausarbeit

10b Einführung in die christliche Religion 1 V EH 1 15 15
10c Einführung in die christliche Religion 2 S EH 2 30 60

M 3/11
Bewegung, Aus-
druck und Gestal-
tung 2

6 11a Praxis künstlerisch-medialer Erzie-
hungs- und Bildungsprozesse

S EH 2 30 60 Portfolio

11b  Praxis musikalisch-rhythmischer Erzie-
hungs- und Bildungsprozesse

S EH 2 30 60

M 3/12
Welterschließung 2

6 12a  Welterschließung 2 – Unbelebte und 
belebte Natur

S EH 4 60 120 Klausur*

M 3/13
Sprache als 
Schlüssel zur 
Welt 2

6 13a Sprachdiagnose PS EH 2 30 60 Hausarbeit mit 
Praxisbezug13b  Sprachförderung, Kommunikationsge-

staltung und Lesesozialisation
S EH 2 30 60

M 3/14
Seelische und 
körperliche Ge-
sundheit

6 14a  Seelische und körperliche Gesundheit in 
Kindertageseinrichtungen (Ringvorlesung)

V EH 2 30 60 Hausarbeit

Wahlbereich (eine Veranstaltung ist auszuwählen)
14b Ernährungsbildung S EH 2 30 60
14c   Mensch, Körper, Gesundheit (Kinder- 

und Infektionskrankheiten, Körperab-
wehr, Haushalts-, Lebensmittel- und 
Sozialhygiene, Wäschehygiene)

S EH 2 30 60

14d Förderung der seelischen Gesundheit S EH 2 30 60
14e Gesundheit und Bekleidung S EH 2 30 60
14f  [weitere alternative Angebote, z.B. Ge-

sundheit von Erzieherinnen und Erziehern]
S EH 2 30 60

insgesamt 5 Mo-
dule

30 10 zu belegende Veranstaltungen 21 315 585 5 Modulprüfungen

900

*gem. Beschluss vom GPA am 4.10.10 ist hier im Rahmen der Experimentierklausel ein Portfolio vorgesehen.

Sem. Modul ECTSP Veranstaltung Typ HS SWS PZ SZ Modulprüfungs
leistung

4
SS

M 4/15
Vor- und Nach-
bereitung Lernort 
Praxis

14 15a Praxisvor- und -nachbereitung S EH 1 15 135 Reflektionsgespräch 
über das Modul 
auf Grundlage des 
Praktikumsberichts

15b Berufliche Identität S EH 1 15 30
15c  Praktikumsbetreuung in den Bildungsbe-

reichen (Tandem)
S EH 3 45 90

15d  Professionelle Beziehungsgestaltung zu 
Kindern

S EH 2 30 60

M 4/16
Fachpraktikum

16 16a Praktikum 2 P EH - - 480 Praktikumsbeschei-
nigung und -bericht

insgesamt 2 Mo-
dule

30 5 zu belegende Veranstaltungen 7 105 795 2 Modulprüfungen

900
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Sem. Modul ECTSP Veranstaltung Typ HS SWS PZ SZ Modulprüfungs
leistung

5
WS

M 5/17
Vertiefung der  
Bildungsbereiche

6 Die beteiligten Fächer bieten entweder zwei Seminare oder ein Projekt an: Portfolio oder Lern-
tagebuch17a  Vertiefung und Vernetzung der Bildungs-

bereiche
S EH 2 30 60

17b Anwendung vernetzter Bildungsbereiche S EH 2 30 60
17c  Vertiefung, Vernetzung und Anwendung 

der Bildungsbereiche
PS EH 4 60 120

M 5/18
Zusammenarbeit  
mit Eltern

6 18a  Grundlagen der Zusammenarbeit mit 
Eltern

V EH 2 30 30 Fallklausur oder 
Präsentation mit 
schriftlicher Ausar-
beitung

18b Methoden (Übung 1) Ü EH 1 15 45
18c Praxis-Vertiefung (Übung 2) Ü EH 1 15 45

M 5/19
Kinder mit Lern-, 
Verhaltens- und 
Entwicklungsauf-
fälligkeiten

6 19a  Kinder mit Lern-, Verhaltens- und Ent-
wicklungsauffälligkeiten – Merkmale, 
Entstehungsbedingungen, Interventionen 
und Prävention (Ringvorlesung)

V EH 1 15 15 Präsentation mit 
schriftlicher Ausar-
beitung

Wahlbereich (es ist jeweils ein Seminar mit zugehöriger Übung auszuwählen)
19b Universelle und selektive Prävention S EH 2 30 60
19c  Übung zur universellen und selektiven 

Prävention
Ü EH 1 15 45

19d  Interventionen und Fördermöglichkeiten 
in der Kindertageseinrichtung bei Kindern 
mit Lern-, Verhaltens und Entwicklungs-
störungen

S EH 2 30 60

19e  Übung zu spezifischen Fördermöglich-
keiten in der Kindertageseinrichtung 
bei Kindern mit Lern-, Verhaltens- und 
Entwicklungsstörungen

Ü EH 1 15 45

M5/20
Frühpädagogische 
Handlungsfelder...

15 20a  Handlungsfelder der Frühpädagogik in 
internationaler Perspektive

S EH 2 30 30 Praktikumsbeschei-
nigung und -bericht

20b Praktikum 3 P EH - - 390
insgesamt 4 Mo-
dule

33 9-10 zu belegende Veranstaltungen 14 210 780 4 Modulprüfungen

990

Sem. Modul ECTSP Veranstaltung Typ HS SWS PZ SZ Modulprüfungs
leistung

6
SS

M 6/21
Anwendung  
wissenschaftlicher  
Methodik 1

6 21a  Qualitative und quantitative Datenanaly-
semethoden

V EH 2 30 60 Klausur oder Haus-
arbeit

21b  Durchführung und Anwendung empiri-
scher Forschungsmethoden

S EH 2 30 60

M 6/22
Sozialräumliche  
Bezüge und Ko-
operationsformen 
von Kindertages-
einrichtungen

6 22a  Sozialräumliche Bezüge und kontextuelle 
Einbindungen von Kindertageseinrich-
tungen

S EH 2 30 45 Präsentation mit  
schriftlicher Ausar-
beitung oder Portfolio

22b Kooperationsformen und Vernetzung S EH 2 30 75

M 6/23
Gemeinsame Er-
ziehung und frühe 
Bildung von…

6 23a  Theoretische und konzeptuelle Grund-
lagen der Integrations-/Inklusionspäd-
agogik

V EH 1 15 30 Präsentation mit 
schriftlicher Ausar-
beitung

23b  Theorie und Praxis der Inklusionspäd-
agogik in Kindertageseinrichtungen

S EH 3 45 90

M 6/24
Diversity – Umgang 
mit Vielfalt und 
Fremdsein

9 24a  Grundlagen einer Pädagogik der Vielfalt 
und Partizipation (Blockveranstaltung)

V EH 1 15 15 Portfolio

24b Geschlechtersensible Pädagogik S EH 2 30 50
24c Interreligiöse Pädagogik S EH 2 30 50
24d Interkulturelle Pädagogik S EH 2 30 50

insgesamt 4 Mo-
dule

27 10 zu belegende Veranstaltungen 19 285 525 4 Modulprüfungen

810
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Sem. Modul ECTSP Veranstaltung Typ HS SWS PZ SZ Modulprüfungs
leistung

7
WS

M 7/25
Übergänge ge-
stalten

6 25a  Grundlagen der Gestaltung von Über-
gängen

V EH 1 15 15 Hausarbeit oder 
Portfolio

25b  Übergang von der Familie in die Kinder-
tageseinrichtung

S EH 1 15 30

25c  Übergang von der Kindertageseinrichtung 
in die Grundschule

S EH 1 15 30

Wahlbereich (ein Projekt ist auszuwählen und mit einem Seminar zu verknüpfen)
25d  Projekt zum Übergang von der Familie in 

die Kindertageseinrichtung
PS EH 1 15 45

25e  Projekt zum Übergang von der Kinderta-
geseinrichtung in die Grundschule

PS EH 1 15 45

M 7/26
Management von  
Kindertagesein-
richtungen

12 26a Sozialmanagement V EH 1 15 30 Klausur oder Haus-
arbeit26b  Personalmanagement und Organisati-

onsentwicklung
S EH 2 30 60

26c Qualitätsmanagement: Grundlagen V EH 1 15 30
26d Qualitätsmanagement: Praxis S EH 2 30 60
26e  Marketing, Öffentlichkeitsarbeit und 

Fundraising
S EH 2 30 60

M 7/27
Anwendung 
wissenschaftlicher  
Methodik 2

12 27a Bachelorthesis - EH - 5 295 PL: Thesis
(4 Monate)27b Mündliche Abschlussprüfung - EH - 1 59

insgesamt 3 Mo-
dule

30 9 zu belegende Veranstaltungen 12 186 714 2 Modulprüfungen

900
Sem. 
Σ 1-7

insgesamt 27 
Module

210 65-66 zu belegende Veranstaltungen (je nach Wahl) 115 1.731 4.569 26 Modulprüfungen

6.300

Legende:
Typ = Veranstaltungstyp (V = Vorlesung; S = Seminar; Ü = Übung; P = Praktikum; PS = Projektseminar; 
Coll = Colloquium)
HS = Hochschule
SWS = Semes terwochenstunden Lehre
PZ = Präsenzzeit (ergibt sich aus der Ziffer bei SWS, multipliziert mit 15)
SZ = Selbststudienzeit (ergibt sich aus der ECTS-Punktezahl, multipliziert mit 30 minus der Zahl bei PZ)

Anlage 4 (zu § 18):
Grundsätzlich anerkennungsfähige

Module
Aus der folgenden Auswahl der grundsätzlich aner-
kennungsfähigen Module sind insgesamt max. 60
ECTS-Punkte anrechnungsfähig:
1. Semester

- Modul 1 / 1 „Humanwissenschaftliche Grund-
lagen“
(12 ECTS-Punkte falls die propädeutische
Lehrveranstaltung erfolgreich absolviert wur-
de);

- Modul 1 / 2 „Berufsspezifische Grundlagen“
(6 ECTS-Punkte);

- Modul 1 / 3 „Bereichsübergreifende und be-
reichsspezifische Entwicklung“
(6 ECTS-Punkte, nur im Falle des Besuchs vor-
bereitender Lehrveranstaltungen, angeboten
durch die Hochschule);

- Modul 1 / 4 „Grundlagen frühpädagogischer
Beobachtungs- und Diagnosekonzepte“
(6 ECTS-Punkte, nur im Falle des Besuchs vor-
bereitender Lehrveranstaltungen).

2. Semester
- Modul 2 / 5 „Didaktik und Methodik der Früh-

pädagogik“ (6 ECTS-Punkte);
- Modul 2 / 6 „Bewegung, Ausdruck und Gestal-

tung 1“ (6 ECTS-Punkte);
- Modul 2 / 7 „Welterschließung 1“ (6 ECTS-

Punkte);
- Modul 2 / 8 „Sprache als Schlüssel zur Welt 1“

(6 ECTS-Punkte);
- Modul 2 / 9 „Diagnostische Fallarbeit in der

Frühpädagogik“
(6 ECTS-Punkte, nur im Falle des Besuchs vor-
bereitender Lehrveranstaltungen, angeboten
durch die Hochschule).

3. Semester
- Modul 3 / 14 „Seelische und körperliche Ge-

sundheit“ (6 ECTS-Punkte)
4. Semester

- Modul 4 / 15 „Vor- und Nachbereitung Lernort
Praxis“
(von den 14 ECTS-Punkten des Moduls sind bis
zu 5 ECTS-Punkte anerkennungsfähig, die Mo-
dulprüfung für dieses Modul muss erbracht
werden);
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- Modul 4 / 16 „Fachpraktikum“
(16 ECTS-Punkte, für die Anerkennung dieses
Moduls ist nur ein Praktikumsnachweis erfor-
derlich).

Anlage 5 (zu § 18):
Anrechnung außerhalb des

Hochschulsystems erworbener
Kenntnisse und Fähigkeiten
entsprechend § 32 Abs. 4 LHG

(1)  Die berufsbezogene praktische Tätigkeit kann bei
Vorliegen geeigneter Nachweise pauschal für das Mo-
dul „Fachpraktikum“ anerkannt werden (pauschale
Anerkennung).
(2)  Anerkennungsfähige Module gemäß Anlage 4
können auch in Form von Weiterbildungen erworben
werden. Diese Weiterbildungen können in Koopera-
tion mit anderen Trägern erfolgen, müssen aber durch
die Hochschule zertifiziert sein. Die Weiterbildungen
müssen mit einer Prüfung abgeschlossen werden.
Nach erfolgreichem (benotetem) Abschluss dieser
zertifizierten Weiterbildungen werden diese automa-
tisch für das Studium anerkannt (Anerkennung nach
erfolgter Zertifizierung).
(3)  In Kooperation mit Fachschulen für Sozialpäda-
gogik können die gemäß Anlage 4 anerkennungsfähi-
gen Module auch im Rahmen der Fachschulausbil-
dung angeboten werden. Die für den Erwerb der je-
weiligen Kompetenzen auf Hochschulniveau nötigen
Inhalte werden gemeinsam von den beteiligten Fach-
schulen und der Hochschule präzise beschrieben, zu-
sätzlich (fakultativ für die Fachschulschülerinnen und
-schüler) vermittelt und geprüft („FS-Plus-Modell“).
Diese Lehrveranstaltungen erfüllen somit die Kriteri-
en einer Zertifizierung, die auch an Weiterbildungs-
maßnahmen anzulegen sind (Anerkennung in Koope-
ration mit Fachschulen für Sozialpädagogik).
(4)  Nach dem Absolvieren der theoretischen Fach-
schulausbildung können im Anerkennungsjahr zusätz-
liche – auf die Module des Studiengangs bezogene –
Lehrveranstaltungen besucht werden. Diese können
zeitlich an den Studientagen der Schulen angeboten
werden. Diese Veranstaltungen werden durch die
Hochschule durchgeführt. Die auf diese Weise er-
brachten Nachweise werden bei erfolgreichem Ab-
schluss dieser Lehrveranstaltungen später bei Aufnah-
me eines Studiums für das jeweilige Modul anerkannt
und können bei Vorliegen aller anderen Vorausset-
zungen eine Verkürzung der Studiendauer um zwei
Semester ermöglichen. Als weitere Voraussetzung
muss dafür die propädeutische Lehrveranstaltung ge-
mäß Absatz 6 erfolgreich absolviert werden (Aner-
kennung nach erfolgreichem Besuch vorbereitender
Lehrveranstaltungen).
(5)  Bewerberinnen bzw. Bewerber mit einem Ab-
schluss als Erzieherin bzw. als Erzieher können an den
regulären Modulprüfungen der gemäß Anlage 4 aner-
kennungsfähigen Module teilnehmen. Sie müssen
grundsätzlich schriftlich nachweisen, wie sie die

Kompetenzen, die in den Prüfungen erfasst werden,
erworben haben. Dies kann über Weiterbildungen
bzw. Selbststudium bzw. spezifische Praxisreflexio-
nen erfolgt sein (Anerkennung nach Teilnahme an
Modulprüfung (Äquivalenzprüfung)).
(6)  Wenn Bewerberinnen bzw. Bewerber die Aner-
kennung außerhochschulischer Leistungen beantra-
gen, so muss vor Aufnahme des Studiums eine propä-
deutische Lehrveranstaltung im Umfang von fünf
ECTS-Punkten – dies entspricht insgesamt 150 Stun-
den Präsenzzeit und Selbststudium – zum Thema Wis-
senschaftstheorie und Wissenschaftliches Arbeiten er-
folgreich absolviert werden. Eine entsprechende Lehr-
veranstaltung wird mindestens einmal im Jahr unmit-
telbar vor Veranstaltungsbeginn im Wintersemester
durch die Hochschule angeboten.
Diese Lehrveranstaltung ist teilweise ein – in jedem
Fall zu absolvierender – Teil des Moduls „Human-
wissenschaftliche Grundlagen“ (mit insgesamt zwölf
ECTS-Punkten). Sind auch die Voraussetzungen für
eine Anerkennung der übrigen Inhalte bzw. Kompe-
tenzen in diesem Modul gegeben, kann das gesamte
Modul „Humanwissenschaftliche Grundlagen“ mit
zwölf ECTS-Punkten anerkannt werden. Falls diese
propädeutische Veranstaltung nicht vor Aufnahme des
Studiums erfolgreich absolviert wird, muss eine ent-
sprechende Veranstaltung im Rahmen des regulären
Studiums besucht werden. Eine Verkürzung der Stu-
diendauer ist in diesem Falle nicht möglich.
(7)  Durch außerhalb des Hochschulsystems erworbe-
ne Kenntnisse und Fähigkeiten können von den in An-
lage 4 aufgeführten grundsätzlich anerkennungsfähi-
gen Modulen insgesamt maximal 60 ECTS-Punkte
angerechnet werden.

Anlage 6 (zu § 18):
Exemplarische Studienverlaufspläne bei

Anrechnung von außerhalb des
Hochschulsystems erworbenen

Kenntnissen und Fähigkeiten
Nr. 1 Anrechnung gemäß Anlage 5: Variante 1
1. Im ersten Semester werden, wenn die entsprechen-

den Voraussetzungen gegeben sind, angerechnet
die Module „Humanwissenschaftliche Grundla-
gen“ und „Berufsspezifische Grundlagen“ (ent-
spricht 18 ECTS-Punkten). Dafür sind drei Module
zu jeweils sechs ECTS-Punkten aus dem dritten
Semester bereits im ersten Semester zu studieren.

2. Im zweiten Semester werden angerechnet die Mo-
dule 2 / 5 bis 2 / 8 (entspricht 24 ECTS-Punkten).
Dafür sind die verbleibenden Teile des Moduls
„Vor- und Nachbereitung Lernort Praxis“ bereits
im zweiten Semester zu studieren und das Modul
„Sprache als Schlüssel zur Welt 2“ ebenfalls.

3. Daraus ergibt sich folgender exemplarischer Stu-
dienverlaufsplan (die letzten drei Semester ent-
sprechen dem regulären Studienablauf):
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Sem. Module 

1. 

10 

Religiöse und
philosophische

Bildungsprozesse mit
Kindern

11 

 

Bewegung, Ausdruck 
und Gestaltung 2 

12 

 

Welterschließung 2 

3 

Bereichsüber-
greifende und  

bereichsspezifische 
Entwicklung ... 

4 

Grundlagen  
frühpädagogischer 
Beobachtungs- und 
Diagnosekonzepte 

2. 

15 

 

Vor- und Nachbereitung Lernort 
Praxis (Restumfang 9 ECTS-Punkte) 

[Zeitpuffer für Module die 
individuell evtl. doch nicht 

angerechnet werden konnten] 

13 

 

Sprache als  
Schlüssel zur Welt 2 

9 

Diagnostische  
Fallarbeit in der 
Frühpädagogik 

3. 

17 

 

Vertiefung der  
Bildungsbereiche 

18 

 

Zusammenarbeit mit 
Eltern 

19 

Kinder mit Lern-, 
Verhaltens- und 
Entwicklungs-
auffälligkeiten 

20 

 

Frühpädagogische Handlungsfelder –  
internationale Perspektive 

4. 

21 

Anwendung  
wissenschaftlicher 

Methodik 1 

22 

Sozialräumliche 
Bezüge und  

Kooperationsformen 
von Kindertages-

einrichtungen 

23 

Gemeinsame  
Erziehung und frühe 
Bildung von Kindern 

mit und ohne  
Behinderung ... 

24 

 

Diversity – Umgang mit Vielfalt 
und Fremdsein 

5. 

25 

 

Übergänge gestalten 

26 

 

Management von Kindertageseinrichtungen 

27 

 

Anwendung wissenschaftlicher Methodik 2 

Nr. 2 Anrechnung gemäß Anlage 5: Variante 2
1. Bei zusätzlicher erfolgreicher Anerkennung der

nachfolgenden Module kann ein Einstieg in das
dritte Studiensemester ohne die in Anlage 5 Nr. 1
dargelegten Verschiebungen erfolgen:
- Modul 1 / 3 „Bereichsübergreifende und be-

reichsspezifische Entwicklung“
(6 ECTS-Punkte, nur im Falle des Besuchs vor-
bereitender Lehrveranstaltungen durch die
Hochschule);

- Modul 1 / 4 „Grundlagen frühpädagogischer
Beobachtungs- und Diagnosekonzepte“
(6 ECTS-Punkte, nur im Falle des Besuchs vor-
bereitender Lehrveranstaltungen durch die
Hochschule);

- Modul 2 / 9 „Diagnostische Fallarbeit in der
Frühpädagogik“
(6 ECTS-Punkte, nur im Falle des Besuchs vor-
bereitender Lehrveranstaltungen durch die
Hochschule)

2. Werden die Module aufgrund von Vorleistungen
ebenfalls angerechnet, ergibt sich folgender
exemplarischer Studienverlaufsplan (das erste Se-
mester hier entspricht weitestgehend dem dritten
Semester des regulären Studiums; die drei letzten
Semester entsprechen dem regulären Studienver-
lauf):
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Sem. Module 

1. 

10 

Religiöse und  
philosophische  

Bildungsprozesse mit 
Kindern 

11 

 

Bewegung, Ausdruck 
und Gestaltung 2 

12 

 

Welterschließung 2 

13 

 

Sprache als  
Schlüssel zur Welt 2 

[Zeitpuffer für Modu-
le, die individuell evtl. 
doch nicht angerech-
net werden konnten] 

2. 

15 

 

Vor- und Nachbereitung  
Lernort Praxis  

(Restumfang 9 ECTS-Punkte) 

[Zeitpuffer für Module, die individuell evtl. doch nicht angerechnet werden konnten] 

3. 

17 

 

Vertiefung der  
Bildungsbereiche 

18 

 

Zusammenarbeit mit 
Eltern 

19 

Kinder mit Lern-, 
Verhaltens- und 
Entwicklungs-
auffälligkeiten 

20 

 

Frühpädagogische Handlungsfelder –  
internationale Perspektive 

4. 

21 

Anwendung  
wissenschaftlicher 

Methodik 1 

22 

Sozialräumliche 
Bezüge und  

Kooperationsformen 
von Kindertages-

einrichtungen 

23 

Gemeinsame  
Erziehung und frühe 
Bildung von Kindern 

mit und ohne  
Behinderung ... 

24 

 

Diversity – Umgang mit Vielfalt 
und Fremdsein 

5. 

25 

 

Übergänge gestalten 

26 

 

Management von Kindertageseinrichtungen 

27 

 

Anwendung wissenschaftlicher Methodik 2 

C. Schlussbestimmungen

§ 63
Inkrafttreten, Außerkrafttreten,

Übergangsregelungen
(1)  Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am
1. Dezember 2012 in Kraft.
(2)  Gleichzeitig treten außer Kraft:
1. die Studien- und Prüfungsordnung der Evangeli-

schen Hochschule Freiburg für die Bachelorstu-
diengänge Religionspädagogik/Gemeindediako-
nie und Soziale Arbeit vom 13. Dezember 2011
(GVBl. 2012, S. 69; Nr. 2 a, 2012, S. 1, berichtigt
GVBl. 2012, S. 154) und

2. die Studien- und Prüfungsordnung der Evangeli-
schen Hochschule Freiburg für den Bachelorstu-
diengang Pädagogik der frühen Kindheit vom
29. Juni 2010 (GVBl. S. 126; Nr. 8 a, 2010, S. 1).

(3)  Studierende, die sich zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Studien- und Prüfungsordnung
(Absatz 1) in einem Studiengang nach § 1 im ersten
Studiensemester befinden, legen die Prüfungsleistun-
gen im jeweiligen Studiengang nach der neuen Studi-
en- und Prüfungsordnung (Absatz 1) ab.
(4)  Studierende, die sich zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Studien- und Prüfungsordnung
(Absatz 1) in einem Studiengang nach § 1 in einem
höheren als dem ersten Studiensemester befinden, le-
gen die Prüfungsleistungen nach der jeweils bisher
geltenden Studien- und Prüfungsordnung (Absatz 2)
ab.

(5)  Im Übrigen können Studierende, die ihr Studium
nach § 1 unter Geltung einer älteren als der
in Absatz 2 genannten Studien- und Prüfungsordnung
begonnen, es aber unterbrochen haben, auf Antrag die
Prüfungsleistungen nach dieser bisherigen Studien-
und Prüfungsordnung ablegen. Der Antrag kann erst
nach Beratung der entsprechenden Studierenden
durch die zuständige Dekanin bzw. den zuständigen
Dekan beim Prüfungsamt (§ 4) gestellt werden.
K a r l s r u h e, den 27. November 2012

Der Evangelische Oberkirchenrat
Dr. U l r i c h  F i s c h e r

Landesbischof
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